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Europa stärken: Frieden, Freiheit, Zusammenhalt und Wohlstand sichern –  

mit Mut, Entschlossenheit und Zuversicht 

 

Europa steht an einem historischen Wendepunkt. Krieg, geopolitische Spannungen, 

europakritische Strömungen in den Mitgliedsländern sowie wirtschaftliche und technologische 

Umbrüche setzen Demokratie, internationale Regeln, wirtschaftliche Stabilität und Europas 

Handlungsfähigkeit unter Druck. Für die EBD ist klar: Europas Zukunft braucht Mut und 

Entschlossenheit, um die freiheitlich-demokratische Grundordnung, den gesellschaftlichen 

Zusammenhalt und die nachhaltige und soziale sowie wettbewerbsfähige Marktwirtschaft zu 

stärken. Das sind Eckpfeiler für Frieden, Freiheit und Wohlstand. 

 

Europa kann diese Herausforderungen nur meistern, wenn es zusammensteht. Politik, Wirtschaft, 

Gewerkschaften, Verbände und gemeinnützige Organisationen tragen gemeinsame 

Verantwortung. Voraussetzung für den gemeinsamen Erfolg ist die Bereitschaft, über 

Einzelinteressen hinaus zusammenzuarbeiten. Dies geschieht über die Institutionen der 

Europäischen Union, des Europarates und weiterer Formen politischer Zusammenarbeit, 

insbesondere den gesellschaftlichen Dialog. Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte 

bilden dabei den bewährten gemeinsamen Maßstab. 

 

Deutschland trägt als größter Mitgliedstaat eine besondere Verantwortung zur Berücksichtigung 

der Interessen Aller. Europapolitik beginnt bei allen politischen und gesellschaftlichen Vorhaben 

und Entscheidungen auf lokaler und nationaler Ebene. Die letzten Jahrzehnte haben eindrücklich 

gezeigt, dass Probleme in Europa wirksam gemeinsam gelöst werden können – ein 

Gegeneinander wie auch eine europapolitische Passivität hingegen niemanden weiterbringen. 

 

Ein starkes Europa entsteht nicht von selbst. Es braucht politischen Willen, entschlossenes 

Handeln, Zuversicht und eine transparente Kommunikation, die die Vorteile Europas klar benennt. 

Nur so können wir die demokratischen, wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen Stärken 

Europas sichern, unsere gemeinsamen Werte schützen und neue Zukunftsperspektiven 

entwickeln.  
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Vier Aufgaben für Europas Handlungsfähigkeit 

Europäische Handlungsfähigkeit entsteht dort, wo demokratische Institutionen stark sind, 

gesellschaftlicher Zusammenhalt diese Institutionen trägt und wirtschaftliche Stärke auf den 

Prinzipien einer nachhaltigen Sozialen Marktwirtschaft beruht. Aus Sicht der Europäischen 

Bewegung Deutschland ist die Bewältigung von vier miteinander verbundenen Aufgaben 

zukunftsentscheidend für Europa. 

 

Demokratische Handlungsfähigkeit Europas sichern 

 

Die freiheitliche demokratische Grundordnung Europas bildet das Fundament der europäischen 

Integration. Sie macht die Freiheiten und Möglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger zum 

zentralen Maßstab. Diese Ordnung steht unter wachsendem Druck – durch geopolitische 

Konflikte, autoritäre Angriffe von innen und außen sowie zunehmende politische Fragmentierung 

und Polarisierung. 

 

Eine handlungsfähige europäische Demokratie erfordert klare Verantwortlichkeiten, eine 

ausreichende Finanzierung und transparente Entscheidungsprozesse. Eine arbeitsfähige Balance 

zwischen Europäischem Parlament, Rat und Kommission sowie transparente Verfahren stärken 

die Nachvollziehbarkeit und die demokratische Legitimation europäischer Politik. 

 

Die europäische Integration muss für alle Staaten Europas offenbleiben, die sich zur freiheitlich-

demokratischen Grundordnung bekennen und die gemeinsamen Regeln der europäischen 

Zusammenarbeit erfüllen. Maßstab hierfür sind die Kopenhagener Kriterien, die Grundsätze der 

Europäischen Verträge sowie die demokratischen und rechtsstaatlichen Verpflichtungen des 

Europarates. Wer diese Prinzipien achtet und umsetzt, muss eine glaubwürdige Perspektive auf 

engere Integration erhalten. 

 

Dabei muss die europäische Integrationslandschaft Raum für unterschiedliche Formen der 

Zusammenarbeit bieten. Staaten, die sich bei zunehmender Erfüllung der Kopenhagener Kriterien 

als Zwischenschritt zur Vollmitgliedschaft zunächst an einzelnen Politikbereichen beteiligen 

wollen, dürfen davon nicht ausgeschlossen werden. Gleichzeitig darf keine europäische 

Gesellschaft dauerhaft von der demokratischen Vollintegration ausgeschlossen werden, wenn sie 

bereit ist, die gemeinsamen Regeln zu erfüllen. Differenzierte Integration kann ein Instrument der 

politischen Annäherung sein – sie darf jedoch keine dauerhaften Rangunterschiede begründen. 

 

Europa darf seine Integrationskraft weder durch politische Vorbehalte noch durch institutionelle 

Blockaden schwächen. Die bestehenden Möglichkeiten der Europäischen Verträge – etwa 

verstärkte Zusammenarbeit oder Passerelle-Klauseln– sollten konsequent genutzt werden, um 

die Handlungsfähigkeit der europäischen Institutionen zu stärken können aber nur als 

Übergangslösungen angesehen werden. Notwendige institutionellen Reformen zum Erhalt 

europäischer Handlungsfähigkeit müssen dringend angestoßen werden.  
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Eine handlungsfähige und nachvollziehbare europäische Verantwortungsordnung stärkt das 

Vertrauen der Gesellschaften Europas und schafft zugleich die Grundlage für wirtschaftliche 

Stabilität und außenpolitische Handlungsfähigkeit. 

 

Europas außenpolitische Verantwortung stärken 

 

In einer zunehmend fragmentierten Weltordnung muss Europa seine Fähigkeit stärken, 

gemeinsame Interessen zu bündeln und zu vertreten sowie Verantwortung für Frieden und 

Stabilität zu übernehmen. Sicherheit, wirtschaftliche Stabilität und politische Handlungsfähigkeit 

Europas sind eng miteinander verbunden. 

 

Die europäische Zusammenarbeit in der Außen- und Sicherheitspolitik muss daher konsequent 

weiterentwickelt werden. Eine engere sicherheitspolitische Kooperation der Mitgliedstaaten, 

gemeinsame strategische Planung, koordinierte Beschaffung sowie der schrittweise Ausbau 

gemeinsamer europäischer Verteidigungsfähigkeiten sind zentrale Voraussetzungen für ein 

stabiles internationales Umfeld. Sie stärken zugleich die europäische Säule in der NATO und damit 

die transatlantische Zusammenarbeit. 

 

Dabei bleibt die europäische Sicherheitsarchitektur auf Partnerschaft angelegt. Die 

Zusammenarbeit mit demokratischen Staaten Europas sowie mit außereuropäischen Partnern, 

die demokratische Werte teilen, ist ein zentraler Bestandteil europäischer Stabilität. Gleichzeitig 

sollte Europa sicherheitspolitische Kooperation auch für jene europäischen Staaten öffnen, die 

sich zur freiheitlich-demokratischen Ordnung bekennen und bereit sind, Verantwortung für 

Frieden und Sicherheit auf dem Kontinent zu übernehmen. 

 

Die Stärkung der europäischen Sicherheitsarchitektur hat selbstverständlich defensiven 

Charakter. Sie kann und soll keine Militarisierung der europäischen Außenpolitik bedeuten. Die 

Europäische Union bleibt einem regelbasierten internationalen System verpflichtet. Ein offenes 

und regelbasiertes multilaterales Handelssystem bleibt daher ein entscheidender Bestandteil 

europäischer Stärke. Wirtschaftliche Zusammenarbeit, stabile Handelsbeziehungen und offene 

Märkte tragen wesentlich zur internationalen Stabilität bei und stärken Europas globale 

Handlungsfähigkeit. 

 

Europas außenpolitische Verantwortung beruht auf der Verbindung demokratischer Werte, 

gesellschaftlicher Stabilität, sozialer Verankerung und wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit. 

 

Europäische Bildung und gesellschaftliche Teilhabe stärken 

 

Die europäische Integration lebt vor allem vom Engagement der Menschen in Europa und vom 

Zusammenhalt ihrer Gesellschaften. Unverzichtbar für eine lebendige Demokratie ist die 

Beteiligung aller gesellschaftlichen Kräfte. Dazu gehören die gleichberechtigte Teilhabe von 

Frauen und Männern, der Schutz von Minderheiten sowie die stärkere Beteiligung junger 

Menschen an demokratischen Entscheidungsprozessen. 

 

Europäische Bildung und gesellschaftliche Teilhabe fördern das Verständnis für europäische 

Politik und stärken demokratische Beteiligung. Europapolitische Bildungsangebote, europäische 
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Studienprogramme und Initiativen zur Förderung europäischer Laufbahnen leisten einen 

wichtigen Beitrag dazu, Wissen über Europa zu vertiefen und europäische Erfahrungen zu 

ermöglichen. 

 

Da Bildungspolitik in erster Linie in der Verantwortung der Mitgliedstaaten und ihrer föderalen 

Ebenen liegt, kommt ihnen eine besondere Verantwortung zu, europäische Themen stärker in 

schulische, außerschulische und akademische Bildung zu integrieren. 

 

Dabei gilt ein grundlegender politischer Maßstab: Europapolitik ist Innenpolitik der 

Mitgliedstaaten. Wer Demokratie ausschließlich national vermittelt, greift zu kurz. Demokratische 

Bildung muss die europäische Ebene selbstverständlich einbeziehen – auch im Sinne des 

Staatsziels Europa im Grundgesetz. 

 

Den Binnenmarkt freiheitlich, nachhaltig, sozial und demokratisch weiterentwickeln 

 

Der europäische Binnenmarkt ist mehr als ein wirtschaftlicher Integrationsraum. Seit den 

Anfängen der europäischen Einigung bildet er eine zentrale Grundlage für Frieden, Wohlstand und 

Zusammenarbeit auf dem Kontinent. 

 

Offene Märkte, gemeinsame Regeln und faire Wettbewerbsbedingungen schaffen wirtschaftliche 

Dynamik und stärken zugleich soziale Sicherheit und gesellschaftlichen Zusammenhalt. Eine 

nachhaltige Soziale Marktwirtschaft verbindet wirtschaftliche Leistungsfähigkeit mit sozialer 

Sicherheit und ökologischer Verantwortung. 

 

Die Weiterentwicklung des Binnenmarktes umfasst daher nicht nur den Abbau bestehender 

Hindernisse, sondern auch eine stärkere europäische Investitions- und Innovationspolitik – etwa 

durch eine vertiefte Spar- und Investitionsunion, gemeinsame Zukunftsinvestitionen in 

Technologie und Infrastruktur sowie eine bessere Verbindung von Klima- und Sozialpolitik und 

Wettbewerbsfähigkeit. 

 

Damit der Binnenmarkt seine volle Wirkung entfalten kann, müssen europäische Gesetze klarer, 

verständlicher und leichter anwendbar sein. Gute europäische Regulierung bedeutet nicht mehr 

Bürokratie, sondern bessere Regeln. 

 

Dabei tragen die Mitgliedstaaten eine besondere Verantwortung. Europäische Gesetzgebung 

entfaltet ihre Wirkung erst dann vollständig, wenn sie auch in den nationalen politischen 

Prozessen aktiv mitgestaltet und anschließend praxisnah umgesetzt wird. 

 

Auch hierbei kommt Deutschland eine besondere Verantwortung zu. Als größter Mitgliedstaat 

prägt sein europapolitisches Handeln maßgeblich die Dynamik der europäischen 

Zusammenarbeit. Wer mit einem Finger auf vermeintliche Bürokratie in Brüssel zeigt, sollte 

zugleich die eigene Verantwortung für konstruktive europäische Gesetzgebung und eine 

verlässliche, bürokratiearme nationale Umsetzung im Blick behalten. 

 

Der Binnenmarkt muss jedoch auch für die Menschen in Europa unmittelbar erfahrbar sein. 

Besonders in den Grenzregionen zeigt sich, ob europäische Integration im Alltag funktioniert. Die 
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Schengen-Zusammenarbeit ist hierfür ein zentraler Bestandteil. Dauerhafte Grenzkontrollen 

innerhalb Europas widersprechen der Idee eines gemeinsamen Raumes der Freiheit. 

 

Gemeinsame Verantwortung für ein starkes Europas 

 

Europa steht vor großen Herausforderungen – aber auch vor großen Chancen. Seine Stärke liegt in 

der Verbindung von freiheitlich-demokratischen Institutionen, dem Zusammenhalt seiner 

Gesellschaften und einer nachhaltigen, wettbewerbsfähigen Sozialen Marktwirtschaft. Wenn diese 

drei Elemente zusammenwirken, kann Europa seine Werte schützen, seine Interessen vertreten 

und seinen Bürgerinnen und Bürgern langfristige Perspektiven eröffnen. 

 

Diese vier Aufgabenbereiche bündeln zentrale Perspektiven der EBD-Politik und zeigen die großen 

Linien für die kommende Arbeitsphase. So verbindet die EBD-Politik strategische Orientierung mit 

breiter Beteiligung und trägt dazu bei, Europas freiheitlich-demokratische Ordnung, den 

Zusammenhalt seiner Gesellschaften und die Grundlagen einer nachhaltigen, 

wettbewerbsfähigen Sozialen Marktwirtschaft gemeinsam zu stärken. 
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Themenbereiche 

Die Europäische Bewegung Deutschland e.V. bildet ihre satzungsgemäßen Aufgaben in einem 

jährlich aktualisierten Konsens zu aktuellen Themen ab. Diese Themen bilden den breiten 

inhaltlichen Rahmen der EBD-Politik. Sie dienen der gemeinsamen Verortung, der Konsensbildung 

im Netzwerk und der Orientierung für die laufende politische Arbeit.  

1 Europäische Demokratie vertiefen 

Eine lebendige wehrhafte europäische Demokratie bildet die Grundlage für eine friedvolle Zukunft 

in Freiheit und Sicherheit. Rechtsstaatlichkeit ist dabei Voraussetzung für die demokratische 

Handlungsfähigkeit Europas. Besonders in Zeiten, in denen die liberale Demokratie von innen wie 

von außen angegriffen wird und Autoritarismus sowie Extremismen die offene Gesellschaft und 

damit organisierte gesellschaftliche Kräfte bedrohen, muss sie resilienter werden. Die 

repräsentative Demokratie muss dafür pluralistisch und partizipativ, geschützt und transparent 

gestaltet sein und die europäischen Werte aktiv verteidigen und fördern. Dazu gehört die 

Bewahrung von Rechtsstaatlichkeit, der Neuaufbau regelbasierter internationaler Beziehungen 

sowie die Einhaltung und Förderung der allgemeinen Grund- und Menschenrechte. 

1.1 Europäische Werte und Grundrechte achten 

Die EU ist eine auf Grund- und Menschenrechten, Rechtsstaatlichkeit und Gleichheit aufgebaute 

Wertegemeinschaft, für deren Erhalt sich die Bundesrepublik Deutschland weiterhin und mit 

größerem Nachdruck einsetzen muss. Von zentraler Bedeutung sind die im Vertrag über die 

Europäische Union (EUV) und in der EU-Grundrechtecharta verbindlich festgelegten Rechte und 

Werte im Einklang mit den Konventionen des Europarates. Nur wenn diese in ihrer Gesamtheit in 

allen Mitgliedstaaten geachtet werden, kann die EU als glaubwürdige Rechts- und 

Wertegemeinschaft mit Vorbildwirkung für ganz Europa wirken und dadurch auch ihre Handlungs- 

und Wettbewerbsfähigkeit im globalen Umfeld stärken. Rechtsstaatlichkeit schafft dabei nicht nur 

Vertrauen in demokratische Institutionen, sondern ist auch eine zentrale Voraussetzung für 

wirtschaftliche und soziale Stabilität und Investitionen im europäischen Binnenmarkt. 

 

Der Schutz dieser Werte verlangt nicht nur politische Bekenntnisse, sondern wirksame Verfahren, 

klare Zuständigkeiten und glaubwürdige Durchsetzung. 

 

Rechtsstaatlichkeit durch Dialog- und Sanktionsinstrumente fördern 

 

Rechtsstaatlichkeit ist von besonderer Bedeutung, weil sie Grundvoraussetzung für die Garantie 

und den Schutz der europäischen Rechte und Werte ist. Daher fordern wir die EU-Institutionen 

auf, die Rechtsstaatlichkeit auf allen Ebenen mit allen ihnen zur Verfügung stehenden 
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Instrumenten zu verteidigen und zu fördern. Denn auch für Staaten, die bereits Mitglieder der EU 

sind, muss uneingeschränkt gelten, dass sie sich an die Kopenhagener Kriterien zu halten haben. 

 

Wir begrüßen, dass der Rat auf Basis der jährlichen Rechtsstaatsberichte der Europäischen 

Kommission einen konstruktiven Rechtsstaatsdialog mit den Mitgliedstaaten institutionalisiert 

hat und damit dazu beiträgt, dass Probleme der Rechtsstaatlichkeit Teil des politischen Diskurses 

bleiben. Ziel dieses Dialogs muss die Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit, die Bekämpfung von 

Korruption, die Sicherung der Medienfreiheit sowie des Handlungsspielraums gesellschaftlicher 

Kräfte in allen Mitgliedstaaten sowie in den Institutionen der EU sein. Zugleich gilt es, ein 

gemeinsames Verständnis rechtsstaatlicher Maßstäbe weiterzuentwickeln. Die europäischen 

Institutionen sollten diesen Dialog offensiv, selbstbewusst und medienwirksam führen, damit 

deutlich wird, dass es um die Sicherung des Fundaments unserer demokratischen Ordnung geht. 

Dabei muss die Europäische Kommission gesellschaftliche Kräfte in den Mitgliedstaaten über den 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA), den Ausschuss der Regionen (AdR) und 

darüber hinaus aktiv einbeziehen. Der EWSA leistet mit seiner Rechtsstaatsgruppe hierzu einen 

wertvollen Beitrag. 

 

Schwerwiegende und systematische Verstöße gegen die Rechtsstaatlichkeit in der EU sind 

offenkundig. Daher fordern wir die EU auf, von der Möglichkeit der Sanktionierung auf Basis von 

Art. 7 EUV konsequent Gebrauch zu machen und dieses Verfahren zugleich so zu reformieren, 

dass es bei schwerwiegenden Rechtsstaatsverstößen wirksam und zügig Anwendung findet. Wir 

befürworten eine zeitnahe und konsequente Sanktionierung von Grundrechtsverstößen bis hin zur 

Suspendierung von Rechten der Mitgliedschaft, etwa des Stimmrechts im Rat der EU. Auch die 

Anwendung des Konditionalitätsmechanismus bei Verletzung von Grundsätzen der 

Rechtsstaatlichkeit muss konsequent zur Zurückhaltung von EU-Geldern führen. Zusätzlich muss 

die Europäische Kommission auf eklatante Rechtsstaatsverstöße mit der Einleitung von 

Vertragsverletzungsverfahren reagieren. 

 

Wir begrüßen, dass die Europäische Kommission die Verordnung des 

Rechtsstaatsmechanismus anwendet; dies muss jedoch deutlich konsequenter, systematischer 

und schneller geschehen. Zugleich sollte der Mechanismus weiterentwickelt werden: Der Rat 

sollte ein Veto gegen einen Durchführungsrechtsakt der Kommission zur Kürzung von EU-

Haushaltsmitteln bei Rechtsstaatsverstößen nur mit qualifizierter Mehrheit einlegen können. 

Gesellschaftliche Kräfte ebenso wie Kommunen und Regionen, die nicht mit 

Rechtsstaatsverstößen in Verbindung stehen oder unter einem „shrinking civic space“ leiden, 

sollten gezielt gestärkt werden und gegebenenfalls direkten Zugang zu europäischen 

Fördermitteln erhalten. 

 

Europäische Ausgaben müssen zudem europäischen Werten folgen. Fördermittel sollten 

konsequent an die Einhaltung demokratischer und rechtsstaatlicher Grundprinzipien geknüpft 

werden. Die Europäische Kommission muss darauf achten, dass antidemokratische Akteure keine 

Förderung erhalten. 
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Die Verteidigung europäischer Werte erschöpft sich jedoch nicht in Dialog- und 

Sanktionsinstrumenten. Sie setzt auch starke Institutionen voraus, die Grundrechte sichern, 

Rechtsstaatlichkeit begleiten und demokratische Standards in ganz Europa verankern. 

 

Europäische Werte und die zuständigen EU-Institutionen stärken 

 

Die EU, ihre Institutionen und Mitgliedsstaaten müssen sich weiterhin entschlossen für die 

Wahrung und Förderung der europäischen Werte und Grundrechte in den Mitgliedstaaten, 

den Beitrittskandidaten und den Partnerländern einsetzen. Eine Union der Gleichstellung und 

Chancengerechtigkeit bildet hierfür einen wesentlichen Rahmen. 

 

Als Fundament unserer Demokratie und des gesellschaftlichen Zusammenhalts müssen die EU 

und ihre Mitgliedstaaten darauf achten, dass gemeinsame Werte und Grundrechte auch im 

digitalen Raum gewährleistet und Verstöße konsequent geahndet werden. Der Schutz der 

Privatsphäre und persönlicher Daten muss auch im Netz gelten. Gleichzeitig darf dieser Schutz 

nicht missbraucht werden, um Pressefreiheit, investigativen Journalismus und gesellschaftliches 

Engagement einzuschränken oder Korruption zu verschleiern, wie es zunehmend durch 

missbräuchliche strategische Klagen gegen öffentliche Beteiligung (Strategic Lawsuit Against 

Public Participation – SLAPP) geschieht. Die Anti-SLAPP-Richtlinie kann hierbei nur ein erster 

Schritt sein. Es reicht nicht aus, ausschließlich grenzüberschreitende Fälle zu erfassen, da die 

Mehrheit der SLAPP-Verfahren innerhalb einzelner Mitgliedstaaten stattfindet. 

 

Der Beitritt der EU zur Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) muss nun zügig 

rechtlich konsolidiert, formal beschlossen und ratifiziert werden und dabei die vom EuGH 

formulierten Kriterien beachten. Ein vollzogener Beitritt würde die Zusammenarbeit zwischen der 

EU und dem Europarat institutionell vertiefen und zugleich den Grundrechtsschutz für alle 

Bürgerinnen und Bürger der EU stärken. 

 

Im Sinne eines wirksamen und kohärenten Grundrechtsschutzes sollte die Bundesregierung 

gemeinsam mit ihren Partnerländern europäische Institutionen, insbesondere den Europarat, 

politisch und finanziell stärken. Mit Blick auf die Debatte um die Erweiterung der Europäischen 

Union und die Rolle eines größeren Europas kommt dem Europarat als gesamteuropäischer 

Wertegemeinschaft eine besondere Bedeutung als integraler Bestandteil der europäischen 

Integrationsarchitektur zu. Die Bundesregierung sollte darauf hinwirken, dass die in der Erklärung 

von Reykjavík definierten Prinzipien zur Stärkung von Demokratie konsequent umgesetzt werden. 

Zudem sollten die Synergien zwischen der EU und dem Europarat durch eine Weiterentwicklung 

des Memorandum of Understanding zur Zusammenarbeit beider Institutionen gestärkt werden. 

 

Die Gremien des Europarats, insbesondere die Venedig-Kommission und GRECO (Group of States 

against Corruption), leisten zentrale Beiträge zur EU-Erweiterungspolitik, Wahrung der 

Rechtsstaatlichkeit und zum Aufbau rechtsstaatlicher Strukturen. Die Bundesregierung sollte sich 

dafür einsetzen, dass die Zusammenarbeit zwischen den EU-Institutionen und dem Europarat 

institutionell weiter vertieft und strukturell abgesichert wird. In der Zusammenarbeit mit der 

Venedig-Kommission und GRECO sehen wir – auch angesichts der Gefahr strategischer Korruption 

– erhebliches Potenzial. 
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Im Zentrum dieser gesamteuropäischen Schutzarchitektur stehen die Europäische 

Menschenrechtskonvention und der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte. Sie verbinden 

die europäische Werteordnung mit einem konkreten und einklagbaren Grundrechtsschutz.  

 

EMRK und EGMR als Grundpfeiler Europas bewahren 

 

Die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) bleibt ein zentraler Pfeiler der 

europäischen Werteordnung. Ihre Stabilität sowie die Autorität des Europäischen Gerichtshofs 

für Menschenrechte (EGMR) sind entscheidend für einen verlässlichen Grund- und 

Menschenrechtsschutz in Europa. Die EBD spricht sich klar gegen jede politische Aushöhlung 

zentraler Schutzstandards der EMRK aus; insbesondere das absolute Folterverbot und das Non-

Refoulement-Prinzip dürfen nicht relativiert werden. Migration und Sicherheit stellen reale 

politische Herausforderungen dar; sie müssen jedoch im Einklang mit den bestehenden 

menschenrechtlichen Verpflichtungen Europas bewältigt werden. Eine europäische Migrations- 

und Asylpolitik muss sich konsequent an gemeinsamen Werten und Grundrechten orientieren und 

nachhaltige Lösungen auf europäischer Ebene schaffen. Die EBD begrüßt, dass die 

Bundesregierung derzeit keine Änderung der EMRK vorsieht, und erwartet, dass politische 

Leitlinien die Bindung an Konvention und Gerichtshof ausdrücklich bekräftigen. 

 

Der Schutz europäischer Grundrechte muss sich dabei nicht nur in Konventionen und Gerichten, 

sondern auch in wirksamen politischen Strategien, unabhängiger Kontrolle und belastbaren 

europäischen Institutionen niederschlagen. 

 

Zur Wahrung der europäischen Grundrechte gehört zwingend die konsequente Umsetzung des 

EU-Aktionsplans gegen Rassismus 2026–2030, der EU-Strategie zur Bekämpfung von 

Antisemitismus, der Strategie zur Bekämpfung des Antiziganismus sowie weiterer Maßnahmen 

gegen politischen Extremismus jedweder Couleur, einschließlich religiös motivierten politischen 

Extremismus. Ebenso dazu gehören die LGBTIQ-Gleichstellungsstrategie 2026–2030, der 

Fahrplan für Frauenrechte der Kommission sowie die künftige EU-Strategie für die Gleichstellung 

der Geschlechter 2026–2030. Wir unterstützen zudem die zeitnahe und vollständige Umsetzung 

der UN-Behindertenrechtskonvention sowie der EU-Barrierefreiheitsrichtlinie in allen EU-

Mitgliedstaaten. 

 

Wir begrüßen die Stärkung des Mandats der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte 

(FRA) und fordern eine weitere Ausweitung ihrer Kompetenzen, insbesondere bei der 

unabhängigen Beobachtung der Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten. Zudem unterstützen 

wir die Arbeit der Europäischen Staatsanwaltschaft (EuStA) und setzen uns dafür ein, dass alle 

EU-Mitgliedstaaten der EuStA beitreten. Die Zusammenarbeit zwischen der EuStA und den 

nationalen Strafverfolgungsbehörden sollte weiter gestärkt werden, um Betrug mit EU-

Fördermitteln effektiver zu bekämpfen. 

 

Als sichtbares Zeichen für die europäischen Werte und die freiheitlich-demokratische 

Grundordnung sollte der 9. Mai als einheitlicher europäischer Feiertag in der EU etabliert 

werden. 
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1.2 Parlamentarismus und pluralistische Demokratie stärken 

Für die gesellschaftliche Stabilität ist es entscheidend, dass Bürgerinnen und Bürger Vertrauen in 

demokratische Institutionen behalten und nicht auf Distanz zu ihnen gehen. Dies betrifft die 

staatlichen ebenso wie die europäischen Institutionen. Politische Akteurinnen und Akteure auf 

allen Ebenen müssen daher Vertrauen zurückgewinnen und der gefährlichen Entwicklung 

schrumpfender Handlungsspielräume gesellschaftlicher Kräfte („shrinking civic space“) in vielen 

Mitgliedstaaten entgegenwirken. 

 

Demokratische gesellschaftliche Kräfte stehen – in unterschiedlicher Intensität – in allen EU-

Staaten unter Druck autoritärer und extremistischer Akteure. Eine lebendige und 

vertrauenswürdige europäische Demokratie braucht daher starken Parlamentarismus, politischen 

Pluralismus und aktive gesellschaftliche Akteure. 

 

Mut zur Umsetzung notwendiger Reformen und Weiterentwicklung der EU 

 

Die Entwicklungen in den USA, der Rückgang multilateraler Kooperation sowie der russische 

Angriffskrieg gegen die Ukraine zeigen deutlich, dass Europa handlungsfähiger, autonomer und 

resilienter werden muss. Dies gilt sowohl für die Europäische Union als auch für den Europarat. 

 

Angesichts der Bedrohungen für die europäischen Grundwerte von innen und außen muss die EU 

institutionell weiterentwickelt und parlamentarisch gestärkt werden. Der Diskurs über die Zukunft 

der EU und ihre Reformen sollte daher intensiviert und zügig in konkrete Schritte überführt 

werden. Umso mehr bedauern wir, dass Mut und Entschlossenheit für notwendige 

institutionelle Reformen bislang vielfach fehlen. 

 

Dabei müssen zeitnah alle Möglichkeiten der bestehenden EU-Verträge, einschließlich der 

Passerelle-Klauseln genutzt werden, um die Handlungsfähigkeit und demokratische wie 

sicherheits- und außenpolitische Resilienz der Europäischen Union zu stärken. Diese können 

aber nur als Übergangslösungen angesehen werden. Notwendige institutionellen Reformen zum 

Erhalt europäischer Handlungsfähigkeit müssen dringend angegangen werden. 

 

Bundesregierung, Europäische Kommission, Europäisches Parlament und Europäischer Rat 

dürfen dabei nicht hinter den 49 Vorschlägen der Konferenz zur Zukunft Europas zurückbleiben. 

Die Reform der EU muss mit politischer Entschlossenheit vorangetrieben werden. Dazu gehört 

auch die Einberufung eines Europäischen Konvents nach Art. 48 EUV. Gerade im Hinblick auf 

eine mögliche und wünschenswerte Erweiterung der EU muss sich die Union institutionell so 

aufstellen, dass ihre Handlungsfähigkeit dauerhaft gesichert bleibt. 

 

Damit zentrale Vorschläge der Zukunftskonferenz Realität werden, unterstützen wir die 

Mitgliedsparteien und ihre europäischen Parteienfamilien dabei, den Reformprozess aktiv 

voranzutreiben und die Ergebnisse der Konferenz zur Zukunft Europas zur Grundlage ihrer 

weiteren politischen Arbeit zu machen. Neben sektoralen Politiken müssen institutionelle Fragen 

zur Stärkung der europäischen Demokratie und ihrer Handlungsfähigkeit dauerhaft im politischen 

Fokus stehen.  
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Die Gefahr durch autoritäre und extremistische Kräfte innerhalb Europas, die demokratische 

Institutionen von innen heraus schwächen, muss klar benannt und entschlossen bekämpft 

werden. Der Schutz der Rechtsstaatlichkeit und der europäischen Wertegemeinschaft und die 

Betonung der Vorzüge der Demokratie muss höchste politische Priorität haben.  

 

Europäisches Parlament stärken und Mehrheitsentscheidungen im Rat ausweiten  

 

Die Stärkung des Europäischen Parlaments und damit des einzigen direkt von den Bürgerinnen 

und Bürgern legitimierten EU-Organs ist ein zentraler Baustein für die Weiterentwicklung der 

europäischen Demokratie. Das Europäische Parlament sollte daher mit einem echten 

Initiativrecht im Gesetzgebungsprozess ausgestattet werden, sei es durch interinstitutionelle 

Vereinbarungen oder durch Vertragsänderungen. Erste Schritte in diese Richtung sind bereits 

gegangen; sie müssen jedoch verbindlicher und grundsätzlicher werden. 

 

Es ist zudem zu begrüßen, dass das Spitzenkandidatinnen- und Spitzenkandidatenprinzip de 

facto erneut zur Anwendung gekommen ist. Die Europäische Kommission muss glaubwürdig von 

einer stabilen und erkennbar abgesicherten Mehrheit im Europäischen Parlament getragen 

werden. Nur so lässt sich Vertrauen in die politische Verlässlichkeit und Kompromissfähigkeit der 

europäischen Institutionen stärken. Im Gegenzug sollte das Recht des Europäischen Parlaments, 

einen Misstrauensantrag gegen die Kommission zu stellen, zu einem konstruktiven 

Misstrauensvotum weiterentwickelt werden. 

 

Ein einheitliches europäisches Wahlrecht spätestens zur Europawahl 2029 ist weiterhin 

anzustreben. Transnationale Listen und grenzüberschreitende Wahlkreise können hierzu einen 

wichtigen Beitrag leisten. Ebenso erscheint ein europaweit einheitliches Wahlalter von 16 Jahren 

sinnvoll. 

 

Für eine demokratische und handlungsfähige EU ist es zudem entscheidend, dass 

Entscheidungen im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren grundsätzlich durch 

Mehrheitsentscheidungen im Europäischen Parlament und im Rat getroffen werden. Nationale 

Vetos einzelner Mitgliedstaaten sind damit grundsätzlich schwer vereinbar; das 

Einstimmigkeitsprinzip im Rat sollte daher auf gut begründete Ausnahmefälle beschränkt bleiben.  

 

Europäische pluralistische Demokratie fördern 

 

Die europäische pluralistische Demokratie muss auf allen politischen Ebenen – von den 

Kommunen über die Regionen bis zur europäischen Ebene – gestärkt und geschützt werden. Dazu 

gehört eine strukturelle Einbindung aller Ebenen in europäische Entscheidungsprozesse. 

 

Wir begrüßen grundsätzlich das geplante „Europäische Schutzschild für die Demokratie“ 

(European Democracy Shield) und die „EU-Strategie für die Zivilgesellschaft“. Entscheidend 

wird ihre Ausgestaltung sein: Sie darf nicht selbst zu „shrinking civic space“ oder zu erhöhter 

Bürokratielast gesellschaftlicher Kräfte führen, sondern soll diese vielmehr in ihrer Arbeit 

unterstützen und vor Repressionen schützen. Zur Umsetzung des Demokratieschilds fordern wir 

die Schaffung eines europäischen Demokratiezentrums. 
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Neben verbesserten Beteiligungsmöglichkeiten für Bürgerinnen und Bürger sollten auch 

institutionelle Akteure und organisierte Interessengruppen wie etwa die Sozialpartner stärker in 

europäische Entscheidungsprozesse eingebunden werden. Dies umfasst insbesondere die 

Mitwirkungsrechte der nationalen Parlamente sowie die rechtzeitige Beteiligung des 

Ausschusses der Regionen und damit auch der kommunalen Ebene. 

 

Demokratische Entscheidungsprozesse in repräsentativen Verbänden und Vereinen stärken das 

Verständnis für politische Prozesse und die Legitimation politischer Entscheidungen. Angriffe auf 

gesellschaftliche Kräfte dürfen daher weder toleriert noch politisch unterstützt werden. Um diese 

„Demokratie im Kleinen“ zu stärken, unterstützen wir die Einführung eines europäischen 

Vereinsrechts und eines europäischen Gemeinnützigkeitsstatuts und werden entsprechende 

Verhandlungen konstruktiv begleiten. 

 

Darüber hinaus braucht es eine systematische Stärkung der Engagementpolitik sowie eine 

umfassende Strategie der Europäischen Kommission zur Unterstützung gesellschaftlicher 

Kräfte in Europa. Projekte zur Demokratieförderung und Extremismusprävention sollten 

dauerhaft und bedarfsgerecht gefördert werden. Deutschland und die EU-Mitgliedstaaten sollten 

hierfür geeignete gesetzliche Rahmenbedingungen schaffen. 

 

Zur Erleichterung der europaweiten Verständigung und zur besseren Identifikation der 

Bürgerinnen und Bürger mit der europäischen Demokratie sollte zudem die Sprachenvielfalt 

Europas berücksichtigt werden. Beteiligungsmöglichkeiten dürfen nicht durch sprachliche 

Hürden eingeschränkt werden; entscheidungsrelevante Dokumente sollten grundsätzlich in allen 

Amtssprachen der EU zugänglich sein. 

 

Den Europarat in seiner demokratischen Rolle stärken 

 

Neben der EU muss auch der Europarat weiterentwickelt werden. Seine Aufgaben zur Förderung 

von Demokratie, Menschenrechten und Rechtsstaatlichkeit sind angesichts von Krieg, 

geopolitischen Spannungen und dem Erstarken antidemokratischer Bewegungen wichtiger denn 

je. 

 

Der Ausschluss Russlands eröffnet zugleich eine Chance, die demokratische Handlungsfähigkeit 

des Europarats zu stärken. Der Reformprozess sollte sich dabei nicht auf eine grundlegende 

Neuausrichtung konzentrieren, sondern vor allem die bestehenden institutionellen Säulen 

festigen. Zugleich sollte sich die Bundesregierung weiterhin für den Beitritt Kosovos zum 

Europarat einsetzen. 

 

Mit der Erklärung von Reykjavík haben die Staats- und Regierungschefinnen und -chefs wichtige 

Impulse zur Weiterentwicklung des Europarats gesetzt. Wir setzen uns für eine konsequente 

Umsetzung ein, insbesondere der Reykjavík Principles for Democracy. Der angestoßene Prozess 

rund um den New Democracy Pact kann hierfür ein wichtiges Instrument sein und sollte von der 

Bundesregierung aktiv unterstützt werden. 

 

Eine zentrale Voraussetzung für das Gelingen des Reformprozesses ist eine bessere finanzielle 

Ausstattung des Europarats. Die Mitgliedstaaten sollten daher die Mittel für die chronisch 
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unterfinanzierte Organisation erhöhen und zugleich sicherstellen, dass Empfehlungen des 

Europarats, seine Konventionen sowie die Urteile des Europäischen Gerichtshofs für 

Menschenrechte vollständig umgesetzt werden. 

 

Der Europarat wirkt nicht nur auf zwischenstaatlicher Ebene, sondern auch durch seine Arbeit mit 

jungen Menschen und auf kommunaler und regionaler Ebene in die Gesellschaft hinein. Diese 

demokratische Verankerung sollte politisch und finanziell weiter gestärkt werden. Das gilt 

insbesondere für die Jugendstrukturen des Europarats sowie für den Kongress der Gemeinden 

und Regionen Europas, da die Werte des Europarats vor allem vor Ort gelebt werden müssen. 

1.3 Digitale Dialogkultur und Medienpluralismus fördern  

Eine europäische Dialogkultur und pluralistische Medien müssen gestärkt werden. Demokratie 

lebt vom Austausch unterschiedlicher Ideen und Meinungen, der sich zunehmend im digitalen 

Raum vollzieht. Die Digitalisierung eröffnet neue Möglichkeiten der Beteiligung und 

Kommunikation. Diese Chancen gilt es aktiv und selbstbestimmt zu nutzen, um eine offene 

europäische Dialogkultur weiterzuentwickeln.  

 

Demokratie im digitalen Raum selbstbestimmt gestalten  

 

Vor dem Hintergrund des strategischen Einsatzes von Meinungsmanipulationen im Netz, 

insbesondere durch Russland und seine Verbündeten, müssen die EU und ihre Mitgliedstaaten die 

Herausforderungen der digitalen Öffentlichkeit noch intensiver in den Blick nehmen. Die 

zunehmende Verlagerung politischer Debatten in den digitalen Raum verändert demokratische 

Diskurse grundlegend. 

 

Dabei müssen Politik und Gesellschaft eine ausgewogene Balance finden: Einerseits gilt es, 

Meinungsvielfalt zu schützen, andererseits Desinformation wirksam zu bekämpfen. Digitale 

Echokammern sollten reduziert und die Grenzen der Meinungsfreiheit dort klar gezogen werden, 

wo diese in Hassrede oder strafbare Inhalte umschlägt. 

 

Die EU und ihre Mitgliedstaaten müssen zudem Wahlen und Referenden konsequent vor 

intransparenter Einflussnahme aus dem Netz schützen, insbesondere durch autokratische 

Drittstaaten oder andere koordinierte Akteure. In diesem Zusammenhang begrüßen wir die 

Zielsetzungen des EU-Demokratiepakts sowie des „European Democracy Shield“. Bei deren 

Umsetzung sollten die Perspektiven gesellschaftlicher Kräfte umfassend berücksichtigt werden. 

 

Dabei muss verhindert werden, dass Maßnahmen zur Transparenz oder Einflusskontrolle zu einer 

Stigmatisierung nichtstaatlicher Organisationen führen, die autoritären „Foreign Agents“-

Gesetzen ähnelt oder von solchen Regimen politisch instrumentalisiert werden kann. Ein 

umfassendes Integritäts- und Transparenzgesetz, das diskriminierungsfrei sämtliche Formen der 

Interessenvertretung umfasst und nicht ausschließlich Aktivitäten im Auftrag von Drittstaaten 

adressiert, erscheint hierfür sinnvoller. 
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Digitale Plattformen müssen stärker in die Verantwortung genommen werden. Dazu gehören 

transparente Regeln für den Einsatz von Algorithmen, klare Verantwortlichkeiten sowie geeignete 

europäische Aufsichtsstrukturen. Aufbauend auf den „Digital Services Act“ (DSA) begrüßen wir 

insbesondere die Einbindung des freiwilligen Verhaltenskodex zur Bekämpfung von 

Desinformation in den DSA-Rahmen.  

 

Pressefreiheit stärken  

 

Angesichts medienfeindlicher Rhetorik sowie zunehmenden wirtschaftlichen und politischen 

Drucks auf freie Medien müssen Angriffe auf die Pressefreiheit klar benannt und entschieden 

zurückgewiesen werden. Gleichzeitig gilt es, die strukturellen Rahmenbedingungen für 

unabhängigen Journalismus zu verbessern. 

 

Zur Stärkung des Medienpluralismus begrüßen wir die Einführung des European Media Freedom 

Act sowie die Einrichtung eines Fonds für unabhängigen Journalismus. Auch im Rahmen des 

„European Democracy Shield“ sollte der Schutz von Pressefreiheit und Medienpluralismus 

ausdrücklich berücksichtigt werden. 

 

Zugleich sollten unabhängige öffentlich-rechtliche Medien eine europäische Plattform für 

gemeinsame Nachrichten-, Bildungs- und Dokumentationsangebote entwickeln. Dies könnte 

einen wichtigen Beitrag zur Stärkung des europäischen Kommunikationsraums leisten und damit 

die politische Meinungs- und Willensbildung der Bürgerinnen und Bürger fördern. 

 

Europäische Berichterstattung sollte allen Bürgerinnen und Bürgern in ihrer jeweiligen Sprache 

zugänglich sein. Gleichzeitig muss die Förderung von Medienkompetenz stärker in den 

Bildungssystemen der Mitgliedstaaten verankert werden. 

 

Schließlich sollte der Schutz der Pressefreiheit weiterhin eine zentrale Rolle in den EU-

Rechtsstaatsberichten einnehmen.  

1.4 Jugend stärken 

Besonders in Zeiten, die von Unsicherheiten und Wandel geprägt sind, müssen wir junge 

Menschen stärken und als gleichberechtigte Akteurinnen und Akteure in der europäischen Politik 

anerkennen und Generationengerechtigkeit aktiv zu leben. 

 

Jugendstrukturen unterstützen 

 

Jugendliche sind wichtige Impulsgeberinnen und Impulsgeber für gesellschaftliche Erneuerung, 

zugleich tragen sie die Folgen vieler gegenwärtiger und zukünftiger Krisen besonders stark. Vor 

diesem Hintergrund sollte die EU ihre Jugendstrategie 2019–2027 politikübergreifend entlang 

der elf Europäischen Jugendziele konsequent umsetzen und frühzeitig eine ambitionierte 

Nachfolgestrategie ab 2028 entwickeln. 
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Wir setzen uns für eine stärkere Beteiligung junger Menschen an politischen 

Entscheidungsprozessen ein. Voraussetzung dafür sind demokratisch organisierte 

Jugendverbände und Jugendringe in Europa, die sowohl strukturell als auch finanziell 

verlässlich unterstützt werden müssen. In zahlreichen Mitgliedstaaten stehen sie derzeit unter 

politischem und finanziellem Druck, obwohl sie als Werkstätten der Demokratie jungen Menschen 

zentrale Kompetenzen politischer Teilhabe vermitteln. 

 

Die internationale Zusammenarbeit in der politischen Bildung sollte weiter gestärkt werden. 

Darüber hinaus setzen wir uns für eine dauerhafte politische und finanzielle Stärkung der 

Jugendabteilung des Europarats ein. Die Europäische Jugendarbeitsagenda von Europarat und EU 

sowie eine verbesserte strukturelle Förderung im Rahmen von Erasmus+ sollten dazu beitragen, 

Jugendorganisationen europaweit zu stärken. Die Europäischen Jugendzentren leisten dabei 

wichtige Beiträge zur Demokratiebildung, zur Auseinandersetzung mit Hassrede, zur Stärkung von 

Meinungs- und Versammlungsfreiheit sowie zu Geschlechtergerechtigkeit und historischer 

Aufarbeitung. Ihre Arbeit sollte als europäische „Lehrwerkstatt der Demokratie“ weiter gestärkt 

werden. 

 

Verbindliche Jugendpartizipation im EU-Gesetzgebungsprozess einführen 

 

Die EU sollte in der politischen Teilhabe junger Menschen sichtbar vorangehen und nach dem 

Vorbild des Jugend-Co-Managements im Europarat eine verbindliche Jugendpartizipation mit 

Einfluss auf konkrete Gesetzgebung einführen. Die EU-Jugendkonferenz muss ein wichtiges 

Instrument sein, um die Umsetzung der Jugendziele voranzutreiben und den EU-Jugenddialog zu 

entfalten. Die Ansprache als auch die Beteiligungsprozesse selbst müssen zielgruppengerecht 

sein und die Erfordernisse benachteiligter junger Menschen erfüllen. 

1.5 Gleichstellung der Geschlechter voranbringen  

Die Gleichstellung der Geschlechter ist ein wesentliches EU-Vertragsziel und als Grundsatz 

bereits seit 1957 fest in den europäischen Verträgen verankert, doch bis heute unzureichend 

realisiert trotz einschlägiger legislativer Fortschritte in der vergangenen Legislaturperiode. 

 

Europäische Gleichstellungsstrategie umsetzen und weiterentwickeln 

 

Wir begrüßen und unterstützen daher die Europäische Gleichstellungsstrategie 2026-2030 die 

mit Ressourcen unterlegt und umgesetzt werden muss, als auch den von der Kommission im März 

2025 vorgestellten Fahrplan für Frauenrechte. Die Ratifizierung der Istanbul-Konvention des 

Europarates durch die EU ist richtig, umso dringender wird die Ratifizierung aller EU-

Mitgliedstaaten, um Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt konsequent entgegenzuwirken. 

Die Bundesregierung soll sich mit der EU dafür einsetzen, Austritte aus der Konvention zu 

verhindern. Darüber hinaus verdient die EU-Richtlinie zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 

und häuslicher Gewalt als auch das EU-Netzwerks zur Prävention von geschlechtsspezifischer und 

häuslicher Gewalt besondere Aufmerksamkeit. Die Richtlinie muss nun konsequent umgesetzt, 

parallel weiterentwickelt werden und dabei auch die Rolle der Kommunen berücksichtigen. Um 

die kohärente Umsetzung der verschiedenen Rechtsinstrumente und der EU-
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Gleichstellungstrategie zu begleiten sollte die Ernennung einer/s EU-Koordinators/in für die 

Beendigung aller Formen der Gewalt gegen Frauen und Mädchen als auch die Einrichtung eines 

spezifischen Gremiums beim Rat geprüft werden. 

 

Zudem ist es im höchsten Maße bedauerlich, dass im Europäischen Parlament in der nun 10. 

Legislaturperiode weniger Frauen vertreten sind als in der vorherigen. Umso wichtiger ist die 

vollumfängliche Anwendung der überarbeiteten Geschäftsordnung, dass Vorsitz und 1. 

Stellvertretung geschlechterparitätisch besetzt sein müssen.  

 

Renten- wie auch Lohngefälle bekämpfen 

 

Um das Renten- und Lohngefälle zu überwinden, ist es wichtig, dass die Mitgliedstaaten den 

gemeinschaftlichen Besitzstand im Bereich der Gleichstellung der Geschlechter ordnungsgemäß 

umsetzen. Dazu gehören u.a. die EU-Vereinbarkeitsrichtlinie und die Richtlinie über verbindliche 

Maßnahmen zur Lohntransparenz sowie die Richtlinie zum Mindestlohn oder auch verstärkte 

Berufsorientierungsangebote. Die Gleichstellung der Geschlechter muss im EU-Haushalt wie auch 

in den nationalen Reformprogrammen der Mitgliedstaaten im Rahmen des Europäischen 

Semesters besser berücksichtigt werden und dabei praxistauglich und verhältnismäßig 

ausgestaltet sein müssen. Zudem muss die Europäische Kommission durch 

geschlechterspezifische Analysen der Programme klar darstellen, wie die vorgeschlagenen 

Maßnahmen zur Gleichstellung als Wert der EU beitragen. Damit diese Gleichstellungsinitiativen 

in der Praxis erfolgreich sind, muss die EU sicherstellen, dass sie möglichst bürokratiearm und 

digitalisiert umzusetzen sind.  

1.6 EU-Rechtsetzung transparent gestalten 

Öffentlicher und parlamentarischer Wettstreit gehört ebenso zur pluralistischen Demokratie wie 

legitime Interessenvertretung. Beides kann jedoch nur dann zu mehr Demokratie und 

Legitimation in der EU-Rechtsetzung beitragen, wenn Einflussnahme, Verfahren und 

Entscheidungen größtmöglicher Transparenz unterliegen. Transparenz ist damit nicht nur ein 

Demokratiegebot, sondern auch eine Voraussetzung für Vertrauen in die europäische 

Handlungsfähigkeit. Deshalb setzen wir uns dafür ein, dass repräsentativen Interessen im 

Gesetzgebungsprozess eine transparente und chancengleiche Einflussnahme ermöglicht wird und 

politische Entscheidungen nachvollziehbar dokumentiert werden.  

 

Entscheidungsprozesse nachvollziehbar dokumentieren  

 

Europäische Gesetzgebung ist besonders dann legitimationsstark, wenn sie im Rahmen der 

Gemeinschaftsmethode nachvollziehbar sowie inhaltlich und sprachlich transparent erfolgt. 

Die EU-Institutionen sollten daher offen dokumentieren, in welchem Umfang sie im Verlauf von 

Gesetzgebungsverfahren nationale und europäische Interessen angehört und berücksichtigt 

haben. Dazu gehört die Einführung eines legislativen Fußabdrucks für die Europäische 

Kommission, das Europäische Parlament und die Mitgliedstaaten. Ebenso sollten 

Änderungsanträge sowie die Beteiligung nationaler und europäischer Interessengruppen an 

Gesetzesvorhaben transparent veröffentlicht werden.  
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Externen Einfluss auf Rechtsakte konsequent offenlegen  

 

Die nach Artikel 11 EUV in Verbindung mit Artikel 15 AEUV zu gewährleistende Transparenz 

betrifft alle Organe, Einrichtungen und Stellen der Europäischen Union. Das Europäische 

Parlament veröffentlicht bereits vor Abstimmungen im zuständigen Ausschuss den Entwurf der 

Berichterstattenden und die Änderungsanträge. Dem Beispiel folgend sollte auch der Rat der EU 

als zweites legislatives Organ transparenter agieren: Die Mitgliedstaaten sollten ihre Positionen 

frühzeitig im Verlauf der Verhandlungen offenlegen und verständlich begründen, damit die 

Öffentlichkeit diese nachvollziehen kann. Die Bundesregierung sollte hier mit gutem Beispiel 

vorangehen. Positiv hervorzuheben ist, dass viele Vorschläge der Ratspräsidentschaft zur Findung 

gemeinsamer Positionen der Mitgliedstaaten, soweit möglich, im Vorfeld veröffentlicht werden. 

 

Die neue EU-Gesetzgebung zur Korruptionsbekämpfung bietet einen geeigneten Anlass, eine 

europaweite Integritätsinitiative anzustoßen und nationale Debatten über Integritäts- und 

Antikorruptionsstrategien zu vertiefen. Ebenso sollten die Mitgliedstaaten die Veröffentlichung 

von Lobbytreffen stärker nach Relevanz differenzieren. Wir erwarten weiterhin von der 

Bundesregierung, dass sie Initiativen für mehr Transparenz im Ministerrat unterstützt. Ziel muss 

eine Governance sein, die die Entscheidungsverfahren des Rates, einschließlich des Ausschusses 

der Ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten (AStV), transparenter und nachvollziehbarer macht. 

 

Wir begrüßen, dass der Rat Teil des gemeinsamen Transparenzregister-Rahmens ist, weisen 

jedoch darauf hin, dass die geltenden Regeln bislang nur einen Teil der Kontakte mit 

Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern erfassen. Kohärent zur Europäischen 

Kommission und zum Europäischen Parlament sollte die Verpflichtung zur Registrierung im 

Transparenzregister schrittweise auf weitere relevante Kontakte im Umfeld des Rates ausgeweitet 

werden. 

 

Gerade auch mit Blick auf notwendige Abwehrmaßnahmen gegen strategische Korruption durch 

Drittstaaten wie Russland oder China erscheint es sinnvoll, ein kohärentes europäisches 

Governance-System zum Schutz von Exekutiven und Legislativen sowie demokratisch 

notwendiger externer Expertise weiterzuentwickeln. Europas Demokratien müssen vor illegaler 

und illegitimer Einflussnahme von innen und außen geschützt werden. Einheitliche Standards zur 

transparenten Erfassung von Einflussnahme auf europäischer und mitgliedstaatlicher Ebene sind 

daher wünschenswert. Transparenzregeln müssen dabei eng an demokratische Prinzipien der 

Gewaltenteilung und gegenseitigen Kontrolle („checks and balances“) gebunden bleiben, damit 

sie nicht als Vorwand für Repressionen gegen demokratische Kräfte in autoritären Regimen 

missbraucht werden können. 

 

Wir begrüßen die Einrichtung eines gemeinsamen unabhängigen Ethikgremiums für unter 

anderem das Europäische Parlament, die EU-Kommission, die Europäische Zentralbank und den 

Europäischen Rechnungshof, auch wenn dieses Gremium nur Empfehlungen abgeben und keine 

verbindlichen Regeln durchsetzen kann. Die wiederholt aufgedeckten Korruptions- und 

Spionageskandale in EU-Institutionen haben deutlich gemacht, dass diese Einrichtung für die 

Glaubwürdigkeit der EU wichtig ist. Wir begrüßen zudem die Ankündigung des Präsidenten des 
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Europäischen Rates, eine Teilnahme des Europäischen Rates am Ethikgremium anzustreben, und 

ermutigen die Staats- und Regierungschefinnen und -chefs, diesen Schritt zu unterstützen. 

 

Informellen Trilog transparent gestalten 

 

Die Abkürzung des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens durch informelle Triloge ist ein in der 

Praxis bewährtes Instrument und ermöglicht zwar häufig eine schnellere Einigung, erreicht aber 

bislang nicht das erforderliche Maß an Transparenz. Deshalb muss das Urteil des Europäischen 

Gerichtshofs von 2018 zur Veröffentlichungspflicht von Dokumenten bei informellen Trilogen 

vollumfänglich umgesetzt werden. Dazu gehört insbesondere die Veröffentlichung zentraler 

Verhandlungsdokumente und Tagesordnungen. Zudem sollte klarer geregelt werden, wann und 

in welcher Form informelle Trilogverfahren stattfinden. Es gilt: informelle Triloge nur, wenn 

nötig, und dann so transparent wie möglich. 

1.7 Deutsche Europapolitik strategischer und stringenter ausrichten  

Die Zeitenwenden erfordern mehr denn je, dass Deutschland seinen Erwartungen in der 

Europapolitik gerecht wird und alle Partnerinnen und Partner in der EU und im weiteren 

demokratischen Europa einbindet. Die Position Deutschlands als größter Mitgliedstaat und 

stärkste Volkswirtschaft innerhalb der EU verlangt daher weiter eine strategische, kohärente und 

stringente Europapolitik im Dialog. Der Koalitionsvertrag der Bundesregierung hat die 

Dringlichkeit erkannt und ermöglicht eine strategische und personelle Neuaufstellung der 

Europakoordinierung.  

 

Europapolitische Strategie durch smarte Koordinierung stärken 

 

Europapolitik ist Innenpolitik. Auch innenpolitische Akteurinnen und Akteure dürfen sich darum 

nicht nur an kurzfristigen nationalen Eigeninteressen ausrichten. Nationale Interessen und 

Politiken brauchen stets einen europäischen Reflex und europäisches Verständnis. Dies gilt auch 

für die Außenpolitik, in der sich immer stärker zeigt: Wirksame Außenpolitik ist europäische 

Außenpolitik, die abgestimmt und koordiniert erfolgt.  

 

Wir begrüßen, dass die Bundesregierung erkannt hat, dass ihre Europakoordinierung stringenter 

gestaltet werden muss. Noch nie benannte ein Koalitionsvertrag so deutlich die von der EBD lange 

geforderte Notwendigkeit einer verbesserten Europakoordinierung innerhalb der Bundesregierung 

– ein begrüßenswerter Schritt. Die de-facto-Koordinierung durch das Kanzleramt muss durch eine 

enge Zusammenarbeit nicht nur mit dem Auswärtigen Amt und dem Bundesministerium für 

Wirtschaft und Energie, sondern auch mit allen Fachressorts, der Ständigen Vertretung bei der EU 

und den deutschen Botschaften im europäischen Ausland gewährleistet werden. Im Konfliktfall 

muss auf Kabinettsebene eine politische Lösung gefunden werden, die gemeinsam vertreten 

werden kann. „German Votes“ müssen weiter im Sinne einer deutschen Gesamtverantwortung in 

Europa reduziert werden.  

 

Weiter ist ein strukturierter Dialog mit den politischen Ebenen – insbesondere Kommunen und 

Ländern – sowie mit den gesellschaftlichen Kräften essenziell, um Europapolitik breit in der 
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Öffentlichkeit zu verankern. Dabei sollte insbesondere bei Entscheidungen, die die kommunale 

Ebene betreffen, eine frühzeitige Konsultation mit den betroffenen Akteuren stattfinden.  

 

Wir fordern eine verbindliche und konkrete Einbindung der Parlamente – Bundestag sowie 

den Bundesrat. Die Vorschauberichte zu Ratssitzungen müssen frühzeitig übermittelt und die 

Hausleitungen der Ressorts regelmäßig die deutschen EU-Positionen vorab in den Ausschüssen 

erläutern. Damit dies effektiv umgesetzt werden kann müssen auch die bürokratischen Abläufe 

deutlich verbessert werden.  

 

Deutsche Europapolitik parlamentarisch und gesellschaftlich fest verankern  

 

Deutsche Europapolitik muss parlamentarisch wie gesellschaftlich breit verankert werden, 

damit Deutschland in einem vereinten Europa dauerhaft handlungsfähig ist. Die Bundesregierung 

sollte den Bundesrat und den Deutschen Bundestag gemäß den gesetzlichen Vorgaben in die Vor- 

und Nachbereitung von Ratssitzungen umfassender und rechtzeitiger einbinden. Dies bedeutet, 

dass die Vorschauberichte mit mehr zeitlichem Verlauf an die zuständigen Ausschüsse geschickt 

werden. Zudem sollten die Hausspitzen der Bundesministerien regelmäßig in den zuständigen 

Bundestagsausschüssen, einschließlich des Europaausschusses, die deutschen Positionen zu den 

zentralen EU-Dossiers vor formalen Positionierungen des Rates erläutern. Dabei sollte 

insbesondere bei Entscheidungen, die die kommunale Ebene betreffen, eine frühzeitige 

Konsultation mit den Kommunen erfolgen. 

 

Auch Vertreterinnen und Vertreter von demokratischen und repräsentativen Verbänden und 

Vereinen sowie Expertinnen und Experten sollten gemäß §47 der Gemeinsamen 

Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) stärker in die Gestaltung deutscher Europapolitik 

eingebunden werden. Strategie, Effizienz und demokratische Teilhabe sind kein Widerspruch, 

sondern sichern eine breite gesellschaftliche Akzeptanz.  

 

Eine moderne deutsche Diplomatie sollte ihre Expertise zu allen europäischen Partnerländern in 

die deutsche Europapolitik einbringen und konsequent gesamteuropäisch denken. Als nächste 

Schritte in der Gestaltung der europäischen Integrationslandschaft sollte die deutsche 

Bundesregierung das Konzept Weimar Plus konkretisieren und in die zwischengesellschaftlichen 

Beziehungen nicht nur zu den mittel- und osteuropäischen Nachbarn investieren.  

 

Damit dies gelingen kann, braucht es eine Europäische Public Diplomacy, die über staatliche 

Akteurinnen und Akteure hinausgeht und einen strukturierten europaweiten Dialog fördert. Ein 

solcher Dialog ist auch im Lichte des russischen Angriffs auf die Ukraine und die Infragestellung 

einer regelbasierten internationalen Ordnung durch revisionistische und revanchistische Mächte 

dringend geboten. Hierbei können auch durch kommunale Partnerschaft und Zusammenarbeit 

Brücken geschlagen werden. 

 

Zudem muss die europapolitische Koordinierung kohärent zwischen den beiden zentralen 

europäischen Institutionen erfolgen – der Europäischen Union und dem Europarat. Eine 

organisatorische Trennung von Europarecht und Unionsrecht innerhalb der Bundesregierung und 

im Bundestag ist nicht zielführend. Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit bilden ein 



 

EBD-Politik 2026/27 

Beschluss der Mitgliederversammlung 

  Seite 21/42 

22. Juni 2026 

 

gemeinsames Fundament beider Organisationen und erfordern eine abgestimmte und einheitliche 

Strategie deutscher Europapolitik gegenüber EU und Europarat. 

1.8 EU-Haushalt und -Fiskalrahmen demokratisch weiterentwickeln  

Für den kommenden Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 2028–2034 muss europäische 

Handlungsfähigkeit das Leitmotiv sein. Die Europäische Union muss für ihre gemeinsamen 

Aufgaben angemessen ausgestattet werden. Dazu gehören insbesondere Sicherheit und 

Verteidigung, Wettbewerbsfähigkeit, Innovation und Forschung, Klima- und 

Transformationspolitik, soziale und territoriale Kohäsion, hochwertige Beschäftigung sowie die 

Stärkung demokratischer Resilienz. Der EU-Haushalt muss diese Prioritäten sichtbar abbilden 

und zugleich flexibler auf neue Krisen und geopolitische Herausforderungen reagieren 

können.  

 

Dazu gehört auch die gezielte Stärkung grenzüberschreitender Zusammenarbeit, insbesondere in 

den europäischen Grenzregionen, in denen europäische Handlungsfähigkeit durch gemeinsame 

Infrastruktur, funktionierende Mobilität, abgestimmte Verwaltungsverfahren und eine bessere 

Verzahnung von Wirtschaft, öffentlicher Daseinsvorsorge und gesellschaftlichem Austausch 

konkret erfahrbar wird. 

 

Gesamteuropäische Aufgaben wie die Unterstützung der Ukraine, die Stärkung der 

Wettbewerbsfähigkeit im Lichte der Draghi- und Letta-Berichte, die Bekämpfung der Klimakrise, 

die Umsetzung der Europäischen Säule sozialer Rechte sowie die Stärkung der europäischen 

Sicherheits- und Verteidigungsfähigkeit haben erheblich an Bedeutung gewonnen. Der EU-

Haushalt sollte sich daher noch stärker am europäischen Mehrwert orientieren und über die 

Auszahlungsperiode von NextGenerationEU hinaus deutlich ambitionierter ausgestaltet werden. 

Ein adäquat ausgestalteter und strategisch fokussierter EU-Haushalt ist ein zentrales Instrument, 

um Sicherheit, ökologische und digitale Transformation, soziale Aufwärtskonvergenz sowie die 

Wettbewerbsfähigkeit Europas zu stärken und so zu erreichen, dass durch eine ausgewogene 

territoriale Verteilung der Mittel keine Gebiete abgehängt werden. 

 

Die vorgesehenen strukturellen Reformen, etwa die geplante Einführung nationaler und regionaler 

Partnerschaftspläne für bestimmte Politikbereiche, bergen zugleich erhebliche Risiken. Dazu 

gehören der Verlust gleicher Wettbewerbsbedingungen durch national unterschiedliche 

Regelungen sowie eine unzureichende Einbindung relevanter Akteurinnen und Akteure im 

Rahmen des Partnerschaftsprinzips, insbesondere von Regionen, Kommunen und Sozialpartnern. 

Europäische Finanzierung muss europäischen Zusammenhalt fördern und darf nicht zu neuer 

Fragmentierung führen. 

 

Investitionen in die europäische Sicherheit müssen im laufenden wie im kommenden MFR 

möglich sein und dem tatsächlichen Bedarf entsprechen. Die sinkende Verlässlichkeit der USA im 

Rahmen der NATO macht einen erheblichen Fähigkeitsaufwuchs in Europa notwendig. Die 

Finanzierung von Sicherheit und Verteidigung kann dabei nur in europäischer Zusammenarbeit 

gelingen. Wir begrüßen die Ankündigung der Europäischen Kommission, den finanziellen 

Spielraum für Verteidigungsinvestitionen zu erweitern und neue Finanzierungsinstrumente zu 
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prüfen. Europäische Verteidigungsprojekte sollten stärker gemeinschaftlich finanziert werden. Ein 

koordinierter europäischer Ansatz steigert Effizienz, schafft Transparenz, vermeidet 

Fragmentierung und stärkt langfristig die strategische Autonomie Europas. Die Erfahrungen mit 

NextGenerationEU können hierfür in Teilen als Vorbild dienen. 

 

Ebenso sind die Stärkung und der Erhalt einer wettbewerbsfähigen, nachhaltigen und sozialen 

europäischen Marktwirtschaft ein zentraler europäischer Mehrwert. Ohne wirtschaftliche Stärke 

können weder Wohlstand noch Transformation auf Dauer gesichert werden. Investitionen in 

Sicherheit und Verteidigung dürfen deshalb nicht zulasten strategischer Zukunftsinvestitionen 

sowie soziale Kohäsion gehen. Bei allen Initiativen zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit muss 

sich die Kommission an den Zielvorgaben der EU-Verträge orientieren und eine in hohem Maße 

wettbewerbsfähige soziale Marktwirtschaft fördern, die auf sozialen Fortschritt, Zusammenhalt 

und Vollbeschäftigung abzielt. Um dieses Ziel zu unterstützen, sollte im MFR ein eigenständiger 

Wettbewerbsfähigkeitsfonds vorgesehen werden, dessen Mittel nach Exzellenz- und 

Wirkungsmaßstäben vergeben werden. 

 

Der EU-Haushalt muss zum Motor einer zukunftsgerichteten, wettbewerbsfähigen, resilienten und 

nachhaltigen Wirtschaft werden. Damit die EU den Green Deal erfolgreich umsetzen, im 

Wettbewerb um CleanTech-Märkte aufholen und sich von fossilen Abhängigkeiten lösen kann, 

muss ausreichend in Nachhaltigkeit investiert werden. Klima- und umweltbezogene Ausgaben 

sollten so ausgestaltet werden, dass sie Investitionen beschleunigen und tatsächliche Wirkung 

entfalten. Öffentliche Mittel müssen sich an den verbindlichen Klima- und Umweltzielen der EU 

orientieren und nach dem Kriterium ihrer Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit priorisiert werden. 

Eine starke und möglichst lückenlose Umsetzung des „Do No Significant Harm“-Prinzips bleibt 

dafür zentral. 

 

Die Reform der EU-Fiskalregeln zielt auf Vereinfachung, Transparenz, Effektivität, nationale 

Eigenverantwortung und bessere Durchsetzung. Dies muss sich nun in der Praxis bewähren. Im 

Zentrum müssen klare Regeln, Verlässlichkeit und Eigenverantwortung stehen. Zugleich darf der 

fiskalische Rahmen notwendige Zukunftsinvestitionen in Infrastruktur, Sicherheit und 

Transformation nicht strukturell behindern. Finanzpolitische Stabilität und verlässliche 

wirtschaftspolitische Rahmenbedingungen bleiben dabei zentrale Voraussetzungen für Vertrauen 

und Investitionen im europäischen Wirtschaftsraum. 

 

Eine starke Europäische Union braucht zudem eigene Einnahmen für gemeinsame Aufgaben. 

Neue Eigenmittel sind unverzichtbar, damit Europa den wirtschaftlichen und sozialen Wandel 

finanzieren und sich unabhängiger von fossilen Autokratien machen kann. Die Rückzahlung der 

gemeinsamen Anleihen für NextGenerationEU sollte nicht allein über höhere nationale Beiträge 

erfolgen, sondern transparent und gezielt auch über EU-Eigenmittel. Diese sollen gezielt auf 

unerwünschte Güter/Emissionen abzielen und keine zusätzliche pauschale Steuerbelastung für 

Unternehmen auslösen. Welche Eigenmittel in diesem Sinne sinnvoll, verhältnismäßig und 

wachstumsfördernd sind, sollte Gegenstand einer offenen politischen Debatte sein. Nationale 

Rabatte sollten im Sinne einer gleichberechtigten Teilhabe an MFR-Zahlungen überwunden 

werden.  



 

EBD-Politik 2026/27 

Beschluss der Mitgliederversammlung 

  Seite 23/42 

22. Juni 2026 

 

EU-Haushalt demokratisch gestalten 

 

Angesichts der Bedeutung des MFR für die Handlungsfähigkeit der EU müssen das Europäische 

Parlament, der Deutsche Bundestag sowie repräsentative Interessen intensiv in die 

Verhandlungen und die Umsetzung des Haushalts eingebunden werden. Insbesondere sollten 

gesellschaftliche Kräfte wie Wirtschafts- und Sozialpartner sowie Vertreter der kommunalen 

Ebene systematisch in die wichtigen Etappen der MFR-Vorbereitung und -Umsetzung einbezogen 

werden, um Praxistauglichkeit, wirtschaftliche Wirkung und eine effiziente Mittelverwendung 

sicherzustellen. Mit Beschluss des neuen langjährigen EU-Haushalts muss auch eine 

mitnehmende und erklärende Kommunikation in der Öffentlichkeit erfolgen.  

 

Ebenso sollte der Europäische Rechnungshof eng mit den nationalen Rechnungshöfen 

zusammenarbeiten und mehr Durchgriffswirkung erhalten. Der EU-Haushalt sollte künftig zudem 

einen Demokratie-Bonus erhalten, sodass Projekte demokratisch verfasster Organisationen in 

der Vergabe von Fördermitteln stärker berücksichtigt werden, um der Erosion demokratischer 

Kompromissfähigkeit in der Gesellschaft entgegenzuwirken. Außerdem sollte ein Aufstocken der 

Mittel für gesellschaftliches Engagement für Demokratie, Vielfalt, Akzeptanz und 

gesellschaftlichen Zusammenhalt geprüft werden, um aktiv gegen den shrinking space 

vorzugehen. 

 

Mittelfristig braucht es neue Entscheidungswege zum MFR, die auf Mehrheitsentscheidungen 

im Rat sowie auf gleichwertiger parlamentarischer Mitwirkung und Kontrolle beruhen.   
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2 Europäischen Werten Geltung verschaffen 

Die Grundlage unserer freien, demokratischen Gesellschaft ist eng mit der Ideengeschichte eines 

vereinten Europas verbunden. In ihnen wurzeln die Wertefundamente der Menschen- und 

Bürgerrechte. Sie bestimmen den Kern der europäischen Wertehaltung und strahlen in die ganze 

Welt. Dieses Wertefundamentwird durch einen zunehmend aggressiven Revisionismus der 

Autokratien in der Welt und der parallel stattfindenden Abkehr der USA von grundlegenden 

völkerrechtlichen und demokratischen Werten nunmehr auch öffentlich infrage gestellt oder sogar 

abgelehnt. Europa steht als Garant und Ideengeber für Frieden, Demokratie, Freiheit, 

Rechtsstaatlichkeit zunehmend isoliert da und erlebt zugleich, wie antidemokratische Kräfte 

innerhalb Europas daran arbeiten, diese Prinzipien von innen heraus zu untergraben. Als 

Friedensprojekt trägt die Europäische Union Verantwortung, Stabilität, Freiheit, Demokratie und 

nachhaltigen Wohlstand zu schaffen, zu erhalten und sie global zu fördern, Grenzen zu 

überwinden und demokratische Werte und Grundrechte weltweit zu verteidigen. Hierzu muss die 

EU ihren eigenen Werteanspruch in eine kohärente und glaubwürdige Außenpolitik übersetzen 

und dafür sorgen, dass dabei die Konventionen des Europarates beachtet und umgesetzt werden.  

2.1 Gemeinsame Sicherheits-, Außen-, und Handelspolitik vertiefen 

Europa bleibt seinen Grundsätzen von Frieden und Freiheit verbunden und muss weiterhin als 

Friedensprojekt gelebt werden. Daher gilt auch weiterhin und prioritär, dass die EU in erster Linie 

Konfrontationen durch zivile Konfliktlösungen und multilaterale Verhandlungen zu entschärfen 

sucht und sich global für Menschenrechte und die damit verbundenen Grundwerte, Völkerrecht, 

regelbasierte Handelsordnung und die Bekämpfung der Klimakatastrophe einsetzt.  

 

Aber die internationale Ordnung erfährt mit einer Schwächung der multilateralen Institutionen 

und Angriffen auf das Völkerrecht inkl. des Führens von Angriffskriegen einen historischen 

Wandel. Europa läuft Gefahr, im strategischen Wettbewerb globaler Mächte zerrieben zu werden. 

Unter diesen Umständen muss sich die Bundesregierung entschieden für eine Stärkung der EU 

als geopolitische Akteurin und Verteidigerin von internationalem Recht einsetzen. Denn in 

diesem globalen Umfeld kann keine Nationale sondern nur eine abgestimmte, europäische 

Außen- und Sicherheitspolitik wirksam sein. Die Ideen, die die EU tragen, müssen zu echter 

geopolitischer Stärke führen: ihre diplomatische, militärische, wirtschaftliche Relevanz muss so 

wachsen, dass geopolitische Entscheidungen nicht ohne sie getroffen werden können.  

 

Eine echte und handlungsfähige Europäische Verteidigungsunion 

 

Schon vor Russlands Angriff auf die europäische Friedensordnung hatten Kriege und Bürgerkriege 

in Nachbarregionen, Handelskonflikte, hybride Kriegsführung, Cyberattacken und Terrorismus die 

Bedrohungen für die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger in Europa zusehends erhöht. Umso 

wichtiger ist, dass die EU zu einer kohärenten und effektiven Innen- wie auch Außenpolitik findet 

und sich auf eine europäische außenpolitische Vision und Strategie einigt, die das Ergebnis 

einer europaweiten öffentlichen Debatte ist und in einer gemeinsamen Verteidigungsunion 

münden kann.  



 

EBD-Politik 2026/27 

Beschluss der Mitgliederversammlung 

  Seite 25/42 

22. Juni 2026 

 

 

Europa und die Welt erleben eine Zeitenwende 2.0. Geopolitische Verschiebungen. Die Abkehr der 

aktuellen US-Administration von den Grundwerten der freien demokratischen Welt erfordern, 

dass die EU ihre sicherheits- und außenpolitische Handlungsfähigkeit ausbaut um sich von 

externen Akteuren unabhängig zu agieren und Europa wirksam vor Angriffen schützen zu 

können, In Gestalt einer echten Europäischen Verteidigungsunion muss die Sicherheit der 

europäischen Bürgerinnen und Bürger gewährleistet und dies mit einer strategischen 

Zusammenarbeit mit „like-minded“ Partnern und Regionalmächten („middle powers“) wie 

bspw. UK und Kanada  flankiert werden. Die EU kann sich nicht länger auf externe 

Schutzgarantien verlassen, sondern muss eigenständig ihre Werte, Interessen und Sicherheit 

nach innen und außen verteidigen. Die europäische die Beistandsklausel des EU-Vertrags (Art. 

42.7) muss hierfür politisch ausbuchstabiert werden und mit entsprechenden Strukturen 

hinterlegt werden. Europäische Geschlossenheit und entschlossenes wie zügiges Handeln sind 

dafür absolut unerlässlich. Dies macht einen Fähigkeitsaufwuchs der EU in vielen Bereichen der 

Sicherheits- und Verteidigungsfähigkeit nötig. Eine Pioniergruppe  im Rahmen einer verstärkten 

Zusammenarbeit sollte daher vorangehen und eine strategisch abgestimmte europäische 

Verteidigungspolitik entwickeln, die den notwendigen gemeinsamen Fähigkeitsaufbau sicherstellt 

und zum Ausbau abgestimmter europäischer militärischer Kapazitäten führt. Durch die Schaffung 

paneuropäischer Wertschöpfungsketten muss dabei eine leistungsfähige Basis geschaffen 

werden, in der sich das gesamte Innovations- und Industriepotenzials Europas entfalten kann.  

Hierbei sollte der Ausbau militärischer Kapazitäten nicht zum Selbstzweck nationaler Förderung 

der jeweiligen Rüstungsindustrie werden, sondern von Anfang an der möglichst effektiven 

Wahrnehmung der Sicherheitsinteressen der Europäerinnen und Europäer dienen. 

 

Auf diesem Weg muss die EU die verteidigungspolitische Zusammenarbeit über das 

Grundlagendokument eines Strategischen Kompasses und einer ambitionierten Fortführung 

der Initiative der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit (SSZ) vertiefen. Mittelfristiges 

Ziel der verteidigungspolitischen Zusammenarbeit sollte die rasche Schaffung einer europäischen 

Verteidigungsunion sein. Diesem Beispiel folgend sollte ab sofort die Kooperation bei Planung, 

Forschung, Entwicklung, Beschaffung und Ausbildung wie auch bei der Nutzung von Fähigkeiten 

weiter ausgebaut und die Harmonisierung der sozialen Rahmenbedingungen auf hohem Niveau 

für die Menschen in den Streitkräften gewährleistet werden. Die aktuell stattfindenden nationalen 

Aufrüstungen müssen immer in europäische Kontexte und Strukturen eingebunden sein. Die 

strategischen Leitdokumente wie der Fähigkeitsentwicklungsplan und jüngst das Weißbuch zur 

Zukunft der Europäischen Verteidigung setzen hier entscheidende Akzente. Ebenso stellt die 

Ernennung eines dezidierten Verteidigungskommissars in der Kommission einen wichtigen 

Fortschritt dar. Trotz dieser positiven Entwicklung bleiben die verschiedenen Instrumente hinter 

ihrem Potenzial zurück, da es an Kohärenz zwischen den Maßnahmen der Kommission und jenen 

der Mitgliedstaaten mangelt. Um hier einen Brückenschlag zu leisten und mehr Kohärenz zu 

erreichen, sollte der Verteidigungskommissar von den Mitgliedstaaten zusätzlich zum Chef der 

Europäischen Verteidigungsagentur und Koordinator der SSZ ernannt werden. Zudem sollte er 

dem Europäischen Parlament direkt rechenschaftspflichtig sein, um eine wirksame 

demokratische Kontrolle sicherzustellen. 

 

Trotz der Fortschritte im Bereich der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) 

und positiven Entwicklungen der SSZ braucht es gemeinsame Beschaffungen in der 



 

EBD-Politik 2026/27 

Beschluss der Mitgliederversammlung 

  Seite 26/42 

22. Juni 2026 

 

europäischen Verteidigungspolitik, um kostspielige, teilweise ineffektive Mehrfachstrukturen zu 

verhindern, z.B. durch die Einrichtung einer europäischen Beschaffungsplattform. Gemeinsame 

Beschaffung muss von der Ausnahme zur Regel werden. Die Bundesregierung ist gefordert, gezielt 

in den Verteidigungsetat zu investieren, das Europäische Programm für die Verteidigungsindustrie 

ausreichend mitzufinanzieren und dabei die enge Koordination mit den europäischen 

Partnerländern zu sichern, insbesondere bei neuen Beschaffungsvorhaben. Wir begrüßen deshalb 

den beschlossenen Plan Readiness 2030, der bis zu 800 Milliarden Euro für 

Verteidigungsausgaben mobilisiert und fordern eine verteidigungspolitische Koordination aller 

Mitgliedstaaten für deren Verwendung ein. Gleichzeitig dürfen die Ausgaben nicht zu einer 

Dysbalance und Unterfinanzierung der sozialen Bereiche führen. Nationale 

Verteidigungsanstrengungen, einschließlich des deutschen Verteidigungsetats, müssen 

schrittweise europäisiert werden, um eine kohärente europäische Sicherheitsarchitektur zu 

schaffen.  

 

Hybride Bedrohungen wie Cyberangriffe auf kritische Infrastruktur, Unternehmen und 

demokratische Institutionen – zunehmend auch im Kontext strategischer Korruption – nehmen 

stetig zu und gefährden die Sicherheit und Stabilität Europas. Solche Angriffe sind Teil einer 

umfassenderen Strategie nichtmilitärischer Einflussnahme, die darauf abzielt, Demokratien zu 

destabilisieren und gesellschaftliche Spaltungen zu vertiefen. Daher muss Cyberabwehr als 

zentraler Bestandteil einer europäischen Verteidigungsstrategie etabliert werden und 

bestehende Maßnahmen wie die EU Cyber Defence Policy und die Cyber Rapid Response Teams 

(CRRTs) müssen ausgebaut und in eine umfassende Sicherheitsarchitektur integriert werden.  

 

Die Bundesregierung muss sich im europäischen und transatlantischen Verbund glaubwürdig 

dafür einsetzen, dass die Ukraine wie auch potenziell andere gefährdete Staaten dem Angriff 

abwehren und ihre territoriale Integrität einschließlich der Krim und Unabhängigkeit 

wiederherstellen können. Die Souveränität und territoriale Integrität der Ukraine sind nicht 

verhandelbar. Alle Entscheidungen zur Zukunft des Landes müssen unter Beteiligung der Ukraine 

und der EU getroffen werden. Wir fordern eine fortgesetzte politische, wirtschaftliche und 

militärische Unterstützung durch die EU, inklusive einer langfristigen Integration in europäische 

Strukturen und eines EU-Beitritts der Ukraine, sobald sie die Kriterien hierzu erfüllen. Europas 

Sicherheit ist untrennbar mit der Sicherheit der Ukraine verbunden. Dazu gehört eine gemeinsam 

koordinierte Außenpolitik der EU-Mitgliedstaaten gegenüber Russland. Das Schadenregisters für 

die Ukraine im Rahmen des Europarates begrüßen wir ausdrücklich. Die Notwendigkeit der 

Ukraine-Unterstützung und der direkte Zusammenhang für die europäische Sicherheit muss 

deutlicher kommunizieren werden. Hinter den Bündnisverpflichtungen aus den europäischen 

Verträgen und des Nordatlantikvertrages der NATO stehen wir fest. Ebenso könnte unter 

Umständen die Europäische Politische Gemeinschaft ein Forum zu sicherheitspolitischen Fragen 

im größeren Europa sein, um die menschenrechtliche Arbeit der UN finanziell und politisch zu 

stärken. Sie darf aber nicht die verstärkte Zusammenarbeit innerhalb der EU oder den Europarat 

schwächen.   

Europäische Außenpolitik und Multilateralismus fördern 

 

Die bisherigen Leitlinien für eine egalitäre Außen- und Entwicklungspolitik der deutschen 

Bundesregierung unterstützen wir ausdrücklich. Wir setzen uns dafür ein, dass alle EU-
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Mitgliedstaaten das gegebene Versprechen einlösen, mindestens 0,7 % des 

Bruttonationaleinkommens für Entwicklungsfinanzierung (ODA-Quote) auszugeben. Die 

Bunderegierung erreicht diesen Wert regelmäßig nicht und steht hierfür in der Verantwortung. 

Zudem ist auf eine geschlechtergerechte Verteilung der Mittel sowie die Gleichstellung der 

Geschlechter hinzuwirken. Dazu sollte auch den Kommunen im Rahmen des MFRs die Möglichkeit 

eingeräumt werden, sich im Einklang mit den Zielen der Agenda 2030 im Rahmen einer fairen 

Entwicklungszusammenarbeit zu engagieren. Im Sinne der engeren europäischen 

Zusammenarbeit sollte sich die Bundesregierung für einen EU-Sitz im Sicherheitsrat der 

Vereinten Nationen im Rahmen der Reformvorhaben der Vereinten Nationen einsetzen, die die 

EU kritisch-konstruktiv begleiten sollte. Dabei ist auf eine stärkere Berücksichtigung der Länder 

des globalen Südens zu achten 

 

Mit einer Stimme in den auswärtigen Beziehungen sprechen 

 

Als entscheidende Ergänzung zu den strategischen und verteidigungspolitischen Überlegungen 

muss die EU zudem durch institutionelle Veränderungen zu einer kohärenten und effektive, 

Europäische Außenpolitik mit einer Stimme kommen. Wir setzen uns daher mit Nachdruck für 

die Einführung von qualifizierten Mehrheitsentscheidungen im Rat für Auswärtige 

Angelegenheiten ein und fordern den Europäischen Rat auf, diese durch die Nutzung der 

Passerelle-Klauseln schrittweise einzuführen. Parallel sollte diese Reform mit einer stärkeren 

Einbeziehung des Europäischen Parlaments in der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 

einhergehen. 

 

Damit eine wirksame und abgestimmte Europäische Außenpolitik entsteht, braucht es eine 

belastbare Struktur: die Reformschritte müssen daher mit der Aufwertung der Hohen Vertreterin 

der EU für Außen- und Sicherheitspolitik zu einer vollwertigen Europäischen 

Außenministerin bzw. einem Außenminister mit Exekutiv- und Budgetkompetenz und 

demokratischer Legitimation einhergehen. Denn auch die Verteidigung der EU nach außen wird 

zunehmend zu einer Aufgabe der EU. 

 

Ebenso muss die EU in ihren Beziehungen zu Drittstaaten und innerhalb der Vereinten Nationen 

mit einer Stimme sprechen und ihre wirtschaftliche Größe nutzen, um ihre Interessen und 

Werte zu wahren. Dies gilt besonders für die Beziehungen zu China wie auch für die USA, für 

die die EU und ihre Mitgliedstaaten dringend eine einheitliche Strategie erarbeiten müssen. Diese 

Strategie sollte einen starken multilateralen Charakter haben und sicherstellen, dass 

europapolitische, wirtschaftliche und technologische Souveränität wie auch die Einhaltung von 

Menschenrechten und international anerkannter Mindeststandards im Arbeitsschutz und 

Sozialwesen gewahrt werden. Es braucht eine Debatte zur strategischen Abhängigkeit von China, 

die reduziert werden muss und zum Verständnis für die Zusammenarbeit mit dieser globalen 

Macht, die an den Grundpfeilern der internationalen Ordnung rüttelt, indem sie die Universalität 

von Menschenrechten in Frage stellt. Die Internationale Zusammenarbeit ist ein Türöffner für die 

europäische Privatwirtschaft in der Welt. Global Gateway macht die Chancen für die europäische 

Wirtschaft deutlich und zeigt gleichzeitig ein partnerschaftliches Gegenangebot zu chinesischen 

Investitionen auf. Zeitgleich erfordert es die geopolitische Neuordnung, dass die EU in neue 

Partnerschaften investiert und ihre Allianzen mit anderen demokratischen Staaten verstärkt. Die 

Global Gateway-Initiative muss effektiver werden, sich an den wirtschaftlichen und geopolitischen 
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Interessen Europas ausrichten und unter Beteiligung der Gesellschaft vor Ort weiterentwickelt 

werden. 

 

Die Geschlossenheit der europäischen Staaten gegen Russland muss gewahrt bleiben  

 

Die Geschlossenheit der europäischen Staaten gegenüber Russland muss wiederhergestellt 

werden. Denn der russische Angriffskrieg richtet sich nicht nur gegen die Ukraine, sondern gegen 

die Grundlagen eines freien Europas. Wieder steht auf unserem Kontinent zur Entscheidung, ob 

Recht vor Macht gilt und ob Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit behauptet werden 

können. Europas Antwort darauf muss klar, geschlossen und durchhaltefähig sein. 

 

Dazu gehört, die Umgehung von Sanktionen entschiedener zu bekämpfen und innenpolitischen 

Destabilisierungsversuchen, insbesondere durch strategische Korruption und andere Formen 

illegitimer Einflussnahme, wirksam entgegenzutreten. Ebenso müssen die Sanktionen nach und 

nach von allen Mitgliedsstaaten vollzogen und die Notwendigkeiten von Ausnahmen durch 

Alternativen ersetzt werden. Eine schrittweise Lockerung der Sanktionen kann erst in Betracht 

kommen, wenn die Folgen der russischen Aggression wirksam zurückgedrängt und die territoriale 

Integrität der Ukraine wiederhergestellt sind. Zugleich sollten die EU und ihre Mitgliedstaaten 

demokratische Kräfte in Russland und Belarus im Exil sowie – soweit möglich – in den Ländern 

selbst weiter unterstützen. 

 

Gerade in dieser Lage muss Deutschland darauf hinwirken, die außen- und sicherheitspolitische 

Partnerschaft mit den europäischen Nachbarstaaten der EU zu vertiefen und sie enger an das 

freiheitlich-demokratische Europa zu binden. Neben dem Vereinigten Königreich, betrifft dies 

besonders die Türkei. Einfache als auch schwierige Partner müssen dort, wo Sicherheit, Stabilität 

und die Zukunft Europas auf dem Spiel stehen, enger an die europäische Werte- und 

Integrationslandschaft herangeführt werden. 

 

Offene strategische Autonomie und faire Handelspartnerschaften fördern 

 

Die EU muss international eine Verfechterin offener Märkte, fairer Handelsbeziehungen und 

stabiler Wertschöpfungsketten bleiben und dies mit ihren eigenen strategischen Interessen 

verbinden. Offene Märkte, regelbasierter Handel und verlässliche Partnerschaften stärken 

Europas Wettbewerbsfähigkeit, Versorgungssicherheit und Handlungsfähigkeit. Zugleich muss die 

EU ihre wirtschaftlichen Abhängigkeiten verringern und ihre Resilienz erhöhen. Offene 

strategische Autonomie bedeutet daher keine Abkehr vom Freihandel, sondern eine 

abgesicherte Offenheit, die Europas Interessen, Werte und Handlungsspielräume schützt und 

auch dazu beiträgt, die Binnennachfrage in Europa zu erhöhen. 

 

Die EU sollte sich weiterhin für ein level playing field im Welthandel einsetzen, Märkte öffnen, faire 

Wettbewerbsbedingungen sichern und international anschlussfähige Sozial-, Arbeits- und 

Umweltstandards fördern. Die multilaterale Handelsordnung, die Stärkung und Reform der 

Welthandelsorganisation bleiben dafür zentral. Neue Handelsabkommen sollten den 

Marktzugang für europäische Unternehmen konkret verbessern, in größtmöglicher Transparenz 

verhandelt werden und europäische Verbraucher-, Datenschutz- und Produktsicherheitsstandards 

wahren. Handelspolitik muss sich dabei durch Fairness, Partnerschaft und Nachhaltigkeit 
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auszeichnen, ohne Abkommen so zu überfrachten, dass sie politisch oder praktisch blockiert 

werden. 

 

Für die wirksame Umsetzung von Menschenrechten und Umweltschutz entlang globaler 

Lieferketten begrüßen wir das europäische Lieferkettengesetz grundsätzlich. 

Sorgfaltspflichten sollten wirksam, einheitlich, bürokratiearm und digital umsetzbar ausgestaltet 

werden. Notwendige Vereinfachung darf nicht zu Lasten von Schutzstandards gehen, sondern 

sollte ihre Anwendung praktikabler und verlässlicher machen. 

 

Gerade gegenüber freiheitlich-demokratischen Partnerstaaten sollte die EU ihre 

Handelsbeziehungen weiter vertiefen und neue Partnerschaften ausbauen, so wie sie das mit den 

MERCOSUR-Staaten, Kanada, Australien und Indien getan hat bzw. anstrebt. Zugleich muss sie 

Handels-, Klima- und Rohstoffpolitik stärker strategisch miteinander verzahnen. Dazu gehören 

Investitionen in erneuerbare Energien, nachhaltige Technologien und resiliente Lieferketten 

ebenso wie Partnerschaften bei kritischen Rohstoffen und klimafreundlicher Industriepolitik. 

 

Eine wirtschaftlich gestärkte Europäische Union sollte ihren Partnern in Afrika, Lateinamerika 

und im pazifischen Raum auf Augenhöhe begegnen. Die EU muss den Anspruch einer fairen und 

partnerschaftlichen Zusammenarbeit glaubwürdig einlösen und ihre Beziehungen stärker von 

gemeinsamer Verantwortung, gegenseitigem Nutzen und langfristiger Entwicklung prägen lassen. 

2.2 Erweiterungs- und Nachbarschaftspolitik 

Die Überwindung von Grenzen und eine sich erweiternde Union sind sichtbare Erfolge der 

europäischen Einigung. Durch EU-Erweiterungen und den Abbau von Binnengrenzkontrollen ist 

nach dem Ende des Kalten Krieges ein Raum der Freiheit und des Wohlstands entstanden, der 

heute den Großteil des einst getrennten Kontinents verbindet. Auf dieser Errungenschaft 

aufbauend muss die Bundesregierung die europäische Integrationslandschaft proaktiv 

gestalten, indem sie Erweiterung, differenzierte Integration und grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit strategisch zusammendenkt. 

 

EU-Beitritte ernsthaft und konsequent vorbereiten 

 

Die Integrationslandschaft eines freien und demokratischen Europas muss ausgeweitet werden, 

wenn Europa seine Freiheit, seine Stabilität und seine Handlungsfähigkeit sichern will. 

Erweiterung darf deshalb weder durch politische Zurückhaltung verschleppt noch auf 

symbolische Bekenntnisse reduziert werden. Sie muss als strategische Aufgabe europäischer 

Friedens-, Demokratie- und Integrationspolitik verstanden werden. Maßstab für Fortschritte 

bleiben die nicht verhandelbaren demokratischen, rechtsstaatlichen und marktwirtschaftlichen 

Kopenhagener Kriterien. Zugleich sollte die EU dem Grundsatz folgen, dass sie keinem 

Mitgliedstaat des Europarates, der diese Kriterien vollumfänglich und nachhaltig erfüllt, den Weg 

zur Mitgliedschaft grundsätzlich verwehrt. 

 

Dabei gehört auch die schrittweise Ausweitung des Binnenmarkts zur europäischen 

Integrationslogik. Die Teilhabe an den Freiheiten des Binnenmarkts ist nicht nur ein 
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wirtschaftlicher Zwischenschritt, sondern Teil der Heranführung an die Europäische Union und 

zugleich Anreiz für Reformen. Voraussetzung zum Beitritt zum Binnenmarkt schließt gleichwohl 

die vollständige Angleichung an den sozialen Besitzstand der EU sowie einen wirksamen sozialen 

Dialog ein. Offene Märkte, gemeinsame Regeln und faire Wettbewerbsbedingungen können jedoch 

nur dort dauerhaft tragen, wo Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und verlässliche Institutionen 

gesichert sind. Umgekehrt stärken gerade diese Voraussetzungen die Fähigkeit, die Kopenhagener 

Kriterien dauerhaft zu erfüllen. Binnenmarktintegration, Rechtsstaatlichkeit und demokratische 

Vollintegration bedingen einander. 

 

Gleichzeitig muss die EU konsequent reagieren, wenn Beitrittsländer dauerhaft von den 

Kopenhagener Kriterien abweichen. In solchen Fällen kann ein Aussetzen von Verhandlungen 

notwendig sein, insbesondere bei autoritären Entwicklungen oder Einschränkungen von 

Rechtsstaatlichkeit und demokratischen Freiheiten. Auch dann sollte die EU demokratische Kräfte 

in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft weiter unterstützen und den Dialog mit der Bevölkerung 

aufrechterhalten. 

 

Die EU muss daher im Sinne ihrer Verträge offen für neue Mitglieder bleiben, die die europäischen 

Werte achten und fördern. Dazu gehören heute die Beitrittskandidaten Albanien, Bosnien und 

Herzegowina, Georgien, Moldau, Montenegro, Nordmazedonien, Serbien, die Türkei und die 

Ukraine; auch der Kosovo gehört politisch in die engere europäische Integrationslandschaft. In 

Island, Norwegen und sogar im Vereinigten Königreich zeigen neue Debatten über eine 

Wiederaufnahme des EU-Beitrittsprozesses zudem, dass die EU eine erhöhte Attraktivität 

besitzt und die europäische Integrationslandschaft in Bewegung bleibt. 

Erweiterung und Reformfähigkeit gehören dabei untrennbar zusammen. Die EU, insbesondere der 

Rat, muss ihre eigene institutionelle Handlungsfähigkeit stärken, um selbst Vorbild im Sinne der 

Kopenhagener Kriterien zu bleiben. Zugleich muss die europäische Integrationslandschaft Raum 

für unterschiedliche Formen der Zusammenarbeit bieten. Staaten, die sich bei zunehmender 

Erfüllung der Kriterien zunächst an einzelnen Politikbereichen beteiligen wollen, dürfen davon 

nicht ausgeschlossen werden. Differenzierte Integration kann ein Instrument der politischen 

Annäherung sein, darf jedoch kein Dauerzustand werden und keine dauerhaften 

Rangunterschiede begründen. Entscheidend bleibt, dass keine europäische Gesellschaft 

dauerhaft von demokratischer Vollintegration ausgeschlossen wird, wenn sie bereit ist, die 

gemeinsamen Regeln zu erfüllen. 

 

Heranführungshilfen stärken und gesellschaftliche Kräfte strukturiert einbeziehen  

 

Die EU sollte bei allen potenziellen und aktuellen Beitrittskandidaten den politischen 

Kopenhagener Kriterien besondere Bedeutung beimessen. Deshalb fordern wir erstens, die 

Heranführungshilfen sowie die Wiederaufbaugelder für die Ukraine gezielt für den Aufbau 

demokratischer und rechtsstaatlicher Strukturen zu stärken. Zweitens sollte die institutionelle 

Förderung demokratisch verfasster gesellschaftlicher Kräfte sowie die Unterstützung durch 

den Europarat in den Beitrittsländern ausgebaut werden. Drittens sollte die EU ihre 

Heranführungshilfen stärker mit einem Demokratie-Bonus verbinden, damit demokratisch 

verfasste Organisationen und Reformakteure gezielt gestärkt werden. 
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Denn eine nachhaltige europäische Integration lebt nicht allein von staatlichen Reformen, 

sondern auch von der Vitalität der demokratischen Gesellschaften in den Beitrittsländern. Europa 

muss dort früher sichtbar und erfahrbar werden, wo sich Menschen auf den Weg Richtung EU 

machen. Dazu können auch Zwischenschritte im Beitrittsprozess beitragen, etwa 

Beobachterstatus beim Europäischen Parlament, beim Rat oder beim Europäischen Rat sowie 

eine stärkere sektorale Einbindung in einzelne Politikbereiche. 

 

Um die Verhandlungen politisch tragfähig zu machen, sollten zudem alle relevanten Akteurinnen 

und Akteure einbezogen werden. Im Sinne einer echten Europäischen Public Diplomacy muss 

jeder Beitrittsprozess von gesellschaftlichen Kräften, politischer Ebene und Institutionen kritisch 

begleitet und breit getragen werden. Die EU sollte daher unabhängige und europäisch orientierte 

Kräfte in den Beitrittsländern gezielt stärken. Auch Sozialpartner sollten aktiv in den 

Beitrittsprozess einbezogen und ihre Strukturen im Rahmen der Heranführungshilfen gefördert 

werden. 

 

Um das Bekenntnis zu einem EU-Beitritt auch über lange und anspruchsvolle Prozesse hinweg 

aufrechtzuerhalten, sollte insbesondere jungen Menschen aus Ländern mit 

Beitrittskandidatenstatus die Teilnahme am Erasmus-Mobilitätsprogramm erleichtert werden. 

Europäische Teilhabe und europäische Erfahrung sind ein zentraler Bestandteil demokratischer 

Integration. 

2.3 Fortschreitendes Aushöhlen von Schengen stoppen 

Neben den Fortschritten der EU-Erweiterung ist auch die Freizügigkeit im Schengen-Raum eine 

der größten Erfolgsgeschichten der europäischen Integrationslandschaft. Die Verteidigung 

des Schengen-Raums als zentrale Errungenschaft europäischer Freiheit ist eine wesentliche 

Grundlage für ein integriertes Europa der Bürgerinnen und Bürger. 

 

Die derzeit anhaltenden temporären Binnengrenzkontrollen Deutschlands und anderer 

Mitgliedstaaten sowie Forderungen nach dauerhaftem Grenzregime innerhalb der EU lehnen 

wir entschieden ab. Sie sind reine Symbolpolitik und können neben dem hohen Schaden den sie 

verursachen auch noch leicht umgangen werden. Auch abgeschwächte Formen von 

Grenzkontrollen, die über die im Schengen-Kodex vorgesehenen Ausnahmeregelungen 

hinausgehen, sind mit unserem Verständnis eines offenen Europas nicht vereinbar. Nationale 

Verwaltungsprobleme oder politische Symbolpolitik dürfen nicht dazu führen, dass europäische 

Freiheiten eingeschränkt werden. 

 

Unverhältnismäßige oder dauerhaft angelegte Grenzkontrollen gefährden nicht nur wirtschaftliche 

Stabilität, sondern untergraben auch das Vertrauen in eine funktionierende europäische 

Rechtsordnung. Sie stellen zentrale Grundfreiheiten des Binnenmarkts in Frage und 

beeinträchtigen Wirtschaftswachstum, grenzüberschreitenden Handel, Beschäftigung und 

Wohlstand. Wir fordern daher die Bundesregierung und die Mitgliedstaaten auf, das schrittweise 

Aushöhlen von Schengen zu beenden und Grenzkontrollen im Schengen-Raum auf das 

absolut notwendige Maß zu beschränken. 
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Nicht rechtmäßige Grenzkontrollen oder Grenzschließungen sollten von der Europäischen 

Kommission konsequent durch Vertragsverletzungsverfahren verfolgt werden. Gleichzeitig sollte 

die EU auf bewährte Instrumente aus vergangenen Krisen zurückgreifen und diese 

weiterentwickeln, etwa die sogenannten Green Lanes oder digitale Zertifikatslösungen, um auch 

in künftigen Krisen die Funktionsfähigkeit des Binnenmarkts zu sichern. 

 

Besondere Aufmerksamkeit verdienen die Grenzregionen Europas. Für Millionen Bürgerinnen und 

Bürger ist die Freizügigkeit gelebter Alltag – beim Arbeiten, Lernen oder im gesellschaftlichen 

Austausch. Grenzkontrollen und unnötige Bürokratie treffen diese Regionen daher besonders 

hart. Wir fordern die Bundesregierung und die Europäische Kommission auf, bestehende 

Hindernisse systematisch abzubauen. Dazu gehört auch eine bessere Datengrundlage über die 

Vorteile offener Grenzen sowie über die Auswirkungen nationaler Regelungen auf Grenzregionen. 

 

Die aktuell pilotierte Gesetzesfolgenabschätzung „Grenzraumcheck“ des Deutsch-Französischen 

Ausschusses für grenzüberschreitende Zusammenarbeit (AGZ) ist ein wichtiger Schritt. Dieses 

Instrument sollte konsequent unterstützt und perspektivisch auf andere europäische 

Grenzregionen ausgeweitet werden. Nur wenn die Auswirkungen nationaler Maßnahmen auf 

Grenzräume systematisch berücksichtigt werden, kann europäische Integration im Alltag der 

Menschen gelingen. 

 

Gleichzeitig müssen die Mitgliedstaaten beim Schutz der Schengen-Außengrenzen enger 

zusammenarbeiten und gemeinsame europäische Lösungen stärken. Dazu gehört auch eine 

Weiterentwicklung der europäischen Sicherheitsarchitektur. Die Kompetenzen des Europäischen 

Polizeiamtes Europol sollten ausgebaut und die Europäische Agentur für Grenz- und 

Küstenwache Frontex weiterentwickelt werden, wobei Transparenz, parlamentarische Kontrolle 

und Grundrechtskonformität gewährleistet bleiben müssen. 

 

Mit der vollständigen Aufnahme Rumäniens und Bulgariens in den Schengen-Raum ist ein 

wichtiger Schritt gelungen. Die Europäische Union sollte nun auch offen für pragmatische 

Lösungen sein, um die besonderen Situationen Zyperns und Irlands im Sinne einer möglichst 

umfassenden europäischen Freizügigkeit weiterzuentwickeln. 

2.4 Migrations- und Asylpolitik auf Basis europäischer Werte gestalten 

In der Migrations- und Asylpolitik braucht es eine europäische, menschenrechtsbasierte und 

dauerhaft tragfähige Lösung, die sich an den gemeinsamen Werten und Grundrechten der 

Europäischen Union orientiert. Europa muss auch hier ein Raum der Rechtsstaatlichkeit und der 

Menschenrechte bleiben. Die EMRK ist auch für diese Menschen unverrückbar gültig. 

 

Wir begrüßen daher die Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS). 

Entscheidend ist nun eine zügige und kohärente Umsetzung. Gleichzeitig sehen wir weiterhin 

Anpassungsbedarf, insbesondere bei der Sicherstellung der Einhaltung der Genfer 

Flüchtlingskonvention, der Frauenrechtskonvention und der UN-Kinderrechtskonvention. Nur 

wenn Schutz, Solidarität und Verantwortung zusammen gedacht werden, kann die EU ihre 

Handlungsfähigkeit und Glaubwürdigkeit in der Migrationspolitik sichern.  
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Fluchtursachen bekämpfen und sichere Einwanderungswege gewährleisten  

 

Entwicklungspolitik allein genügt nicht, um Fluchtursachen wirksam zu bekämpfen. Erforderlich 

ist ein ressortübergreifender Ansatz, der Entwicklungschancen, gute Regierungsführung, 

wirtschaftliche Perspektiven, Stabilität, Klimaschutz sowie Prävention und Konfliktvermeidung 

miteinander verbindet. Zugleich muss die EU ihrer Verantwortung in der Seenotrettung gerecht 

werden, um das Sterben an den Außengrenzen zu beenden. Sie muss der Kriminalisierung ziviler 

Seenotrettung entgegentreten und sichere legale Einwanderungswege schaffen.  

 

GEAS wirksam und wertebasiert anwenden 

 

Asylsuchenden muss eine sichere Einreise und Schutz in Europa ermöglicht werden. Das 

reformierte Gemeinsame Europäische Asylsystem muss den Schutz von Menschen – 

insbesondere vulnerabler Gruppen – über den Schutz von Grenzen stellen, die Würde der 

Betroffenen achten und die unhaltbaren Zustände in Aufnahmeeinrichtungen an den 

Außengrenzen beenden. Wo Unterbringung vorgesehen ist, muss sie so wenig 

freiheitsbeschränkend wie möglich ausgestaltet werden. 

 

Wir begrüßen die Fortschritte durch die EU-Asylagentur, den Solidaritätsmechanismus und den 

Solidaritätspool. Entscheidend ist nun eine kritische und menschenrechtskonforme Umsetzung, 

damit individuelle Schutzbedarfe und die tatsächliche Lage vor Ort weiterhin sorgfältig geprüft 

werden. Auch positive Anreizstrukturen für die Verteilung Geflüchteter, etwa durch die gezielte 

Förderung aufnahmebereiter Kommunen und Regionen, bleiben wichtig. Dabei muss jedoch 

darauf geachtet werden, dass die aufnehmenden Kommunen und Regionen nicht an ihre 

finanziellen oder personellen Grenzen stoßen, denn sie stehen an vorderster Linie bei der 

Aufnahme und Integration von Asylsuchenden. Anerkennung, eine bessere Unterstützung mit 

Ressourcen und klare rechtsstaatliche Regelungen sind daher unerlässlich. 

 

Die Zusammenführung von Familien muss gesichert bleiben. Alle Schutzsuchenden müssen ein 

faires, rechtssicheres, humanes und transparentes Verfahren erhalten – auch in 

Schnellverfahren. Ergänzend zum Grundrechtebeauftragten der EU-Asylagentur braucht es ein 

Menschenrechtsmonitoring mit einheitlichen Standards, etwa durch die EU-Grundrechteagentur. 

Zugleich sollten die Mitgliedstaaten ihre Beiträge zur humanitären Aufnahme und zum 

Resettlement des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen ausweiten. 

 

Wir begrüßen die Anwendung der EU-Richtlinie zum Schutz für Geflüchtete aus der Ukraine 

als Ausdruck europäischer Solidarität. Dieser Schutzmechanismus sollte auch für andere schwere 

Krisen- und Kriegsgebiete genutzt werden können, sofern die Voraussetzungen vorliegen. 

 

Integration in die Gesellschaft muss durch schnellen Zugang zu Bildung, Ausbildung und 

Arbeitsmarkt, durch Sprachförderung sowie durch die faire und unbürokratische Anerkennung von 

Qualifikationen erleichtert werden. Dazu gehören auch psychosoziale und gesundheitliche 

Versorgung, verlässliche Kinderbetreuung und soziale Teilhabe. Das große Engagement von 

Gesellschaft und Wirtschaft bei Aufnahme und Integration verdient verlässliche Unterstützung; 
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gesellschaftliche Strukturen sollten stärker in Krisenmaßnahmen einbezogen und 

grenzüberschreitend vernetzt werden. 

 

Die Rückkehr von Menschen, die voraussichtlich keinen Schutzstatus erhalten, muss unter klaren, 

rechtsstaatlichen und menschenrechtskonformen Bedingungen erfolgen. Gemeinsame 

europäische Regeln für sichere Herkunftsstaaten und Rückführungen sollten nachvollziehbar, 

rechtssicher und überprüfbar ausgestaltet sein.  

 

Zuwanderungspolitik gestalten 

 

Aufgrund von Fachkräftemangel und demografischem Wandel ist der europäische Binnenmarkt 

auf Zuwanderung angewiesen. Die Mitgliedstaaten und die EU müssen Arbeitsmigration deshalb 

fair, verantwortlich und im Interesse von Arbeitssuchenden, Unternehmen und Gesellschaften 

gestalten. Dazu gehören Beratungsangebote in Herkunftsländern, der Ausbau legaler 

Einwanderungswege und eine Weiterentwicklung bestehender Instrumente wie der Blue Card. 

Zugleich sollten Institutionen und Unternehmen, die sich für Migration und Integration 

engagieren, in ihrer Arbeit unbürokratisch unterstützt werden. In einzelnen Branchen, etwa in der 

Pflege, wird ganz Europa auf Fachkräftemigration angewiesen sein; hierfür braucht es 

abgestimmte europäische Standards und gemeinsame Lösungen.   
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3 Europa zukunftsfähig machen  

Die EU steht vor der Herausforderung, Europa in einer Welt im Umbruch sowie im geopolitischen 

& demografischen Wandel und mit Blick auf den digitalen und grünen Wandel zukunftsfest zu 

gestalten. Wir setzen uns daher für eine europäische Politik ein, die die Maßnahmen zur Stärkung 

von Sicherheit, Wettbewerbsfähigkeit und wirtschaftlicher Resilienz auf das Ziel einer ökologisch 

nachhaltigen und sozial gerechten Zukunft ausrichtet.  

3.1 Bildungspolitik modern und inklusiv gestalten 

Eine Grundvoraussetzung für ein wettbewerbsfähiges, nachhaltiges und gerechtes Europa ist eine 

hochwertige, innovative und inklusive Bildungspolitik. Bildung stärkt individuelle Chancen, 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und demokratische Resilienz gleichermaßen. Auch wenn 

Bildungspolitik primär in der Verantwortung der Mitgliedstaaten und ihrer föderalen Ebenen liegt, 

sollte die EU im Rahmen ihrer Kompetenzen koordinieren, ergänzen und gemeinsame Initiativen 

vorantreiben.  

 

Europäischen Bildungsraum stärken 

 

Wir unterstützen den Ausbau des Europäischen Bildungsraums über 2025 hinaus. Bildung ist ein 

lebensbegleitender Prozess, der formale, non-formale und informelle Lernformen umfasst. Die 

EU sollte daher nicht nur die Vergleichbarkeit von Bildungsabschlüssen fördern, sondern auch die 

Anerkennung non-formaler Kompetenzen und Programme stärken, die von gesellschaftlichen 

Kräften getragen werden.  

 

Europakompetenz und europäische Karrieren fördern 

 

Europapolitische Bildung stärkt die demokratische Legitimität der europäischen Integration. 

Umfragen zeigen, dass viele Bürgerinnen und Bürger die Entscheidungsprozesse der EU nur 

unzureichend verstehen. Europäische Themen müssen daher stärker in schulische, 

außerschulische und akademische Bildung integriert werden. Dazu gehören Kenntnisse über 

europäische Institutionen und Entscheidungsprozesse ebenso wie Austauschprogramme, die 

frühzeitig europäische Erfahrungen ermöglichen und demokratische Teilhabe fördern. 

 

Eine stärkere Europabildung kann zugleich dazu beitragen, die Präsenz deutscher Fachkräfte in 

den EU-Institutionen zu verbessern. Bund, Länder und gesellschaftliche Kräfte sollten daher 

gemeinsame Initiativen zur Förderung europäischer Laufbahnen entwickeln, um Nachwuchskräfte 

gezielt auf Tätigkeiten in europäischen Institutionen vorzubereiten.  

 

Digitale Kompetenzen und Fachkräfteentwicklung stärken  

 

Eine moderne Bildungspolitik muss Grundbildung, digitale Kompetenzen, berufliche Qualifikation 

sowie ökonomisches und ökologisches Wissen gleichermaßen fördern. Insbesondere digitale 

Kompetenzen und der souveräne Umgang mit digitalen Technologien und Künstlicher Intelligenz 
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werden für gesellschaftliche Teilhabe und wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit zunehmend 

entscheidend. Die EU sollte bestehende Initiativen zur digitalen Bildung verstetigen und im 

nächsten Mehrjährigen Finanzrahmen strukturell stärken. 

 

Auch die berufliche Bildung und Weiterbildung müssen europaweit gestärkt werden, um so 

auch den Fachkräftemangel zu bekämpfen. Für die Ausbildung in Europa müssen 

Mindeststandards festgelegt werden. In diesem Zusammenhang muss eine 

europaweite Weiterbildungskultur etabliert und ein Rechtsanspruch auf Weiterbildung 

diskutiert werden. Das Ziel des EU-Aktionsplans zur Europäischen Säule sozialer Rechte, bis 2030 

jährlich mindestens 60 % der Erwachsenen an Weiterbildungsmaßnahmen zu beteiligen, sollte 

konsequent verfolgt werden.  

 

Erasmus+ und europäische Mobilität ausbauen 

 

Ein inklusiver europäischer Bildungsraum muss allen Menschen Zugang zu Mobilitäts- und 

Austauschprogrammen ermöglichen. Erasmus+ bleibt dabei das zentrale Instrument 

europäischer Bildungszusammenarbeit. Die Programme sollten stärker für Auszubildende, 

Menschen außerhalb der universitären Bildung und unterrepräsentierte Gruppen geöffnet 

werden. Ziel muss es sein, dass internationale Mobilität in der Berufsausbildung genauso 

selbstverständlich wird, wie in der akademischen Bildung.  Gleichzeitig müssen die Zugänge zu 

Förderprogrammen vereinfacht und die Programme besser mit anderen Instrumenten wie dem 

Europäischen Sozialfonds verzahnt werden. 

 

Gerade im Kontext der EU-Erweiterung spielt Erasmus+ eine wichtige Rolle für gesellschaftliche 

Annäherung und demokratische Entwicklung. Bildungs- und Jugendorganisationen in 

Beitrittsländern sollten daher stärker strukturell unterstützt und in europäische 

Austauschprogramme eingebunden werden. Junge Menschen sind zentrale Träger der 

europäischen Integration und wichtige Impulsgeber für demokratische Entwicklung. 

3.2 Ökologischen Wandel sozial gestalten 

Die ökologischen Krisen und drohenden Kipppunkte mit ihren teils irreversiblen Folgen machen 

die Verwundbarkeit von Menschen, Gesellschaften und Wirtschaft sichtbar. Klimaschutz, 

Ressourcenschutz und Biodiversität sind deshalb nicht nur Umweltfragen, sondern 

Voraussetzungen für europäische Handlungsfähigkeit, Wettbewerbsfähigkeit und soziale 

Stabilität. Die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten müssen ihre Verpflichtungen aus dem 

Pariser Klimaabkommen und dem Weltnaturschutzabkommen von Montréal so umsetzen, dass 

ökologische Nachhaltigkeit, wirtschaftliche Stärke und soziale Gerechtigkeit zusammenwirken.  

Klimaneutralität und Nachhaltigkeit als Leitziele verankern 

 

Mit dem Europäischen Grünen Deal und dem Europäischen Klimagesetz hat die EU den Rahmen 

für ein klimaneutrales Europa bis 2050 gesetzt. Jetzt kommt es darauf an, dass die 

Bundesregierung ebenso wie die anderen Mitgliedsstaaten die beschlossenen Ziele konsequent 

umsetzt und zugleich den politischen und wirtschaftlichen Rahmen für die Zeit nach 2030 
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vorzubereiten. Auf diesem Weg ist die Balance aus marktwirtschaftlichen Instrumenten, die 

Stärkung von Ordnungsrecht und Standards wie auch die Erhaltung und Erhöhung nationaler 

Verantwortungen in den Bereichen der Klimaschutzverordnung zu wahren. Dabei sollte auch das 

Gutachten des Europäischen Klimabeirates (ESABCC) zu einem gerechten EU-

Treibhausgasbudget berücksichtigt werden. Regulierung muss dabei planbar, effizient und 

wirtschaftlich tragfähig bleiben. Entscheidend ist eine Balance aus marktwirtschaftlichen 

Instrumenten, wirksamen Standards und klaren politischen Zielvorgaben. Sozialpartner, 

Regionen, Kommunen, Wissenschaft, Unternehmen, Beschäftigte und weitere 

gesellschaftliche Kräfte sollten frühzeitig und kontinuierlich einbezogen werden. 

 

Die ökologische Transformation gelingt nur, wenn sie Investitionen auslöst statt bremst. Deshalb 

muss die EU ausreichende Mittel für den Green Deal und den Clean Industrial Deal mobilisieren, 

bestehende Instrumente wie den Just Transition Fund und den Innovationsfonds gezielt 

weiterentwickeln und den Europäischen Wettbewerbsfähigkeitsfonds wirksam ausstatten und 

weitere aufsetzen. Kreislaufwirtschaft und strategisches Ressourcenmanagement stärken 

zugleich Europas Resilienz, verringern Rohstoffabhängigkeiten und verbinden Nachhaltigkeit mit 

europäischer Souveränität. Der angekündigte „Circular Economy Act“ kann hierfür ein wichtiger 

Hebel sein, wenn er als Richtlinie Lücken in bestehenden Gesetzen schließt und Hindernisse für 

Geschäftsmodelle der Kreislaufwirtschaft beseitigt. 

Biodiversität wahren, Ernährung nachhaltig gestalten und Umweltverschmutzung bekämpfen 

 

Neben der Klimakrise muss die EU dem fortschreitenden Verlust der Biodiversität entschlossen 

entgegentreten. Die Mitgliedstaaten müssen die Biodiversitätsstrategie 2030, die Verordnung 

zur Wiederherstellung der Natur („Nature Restoration Law“) und die Verpflichtungen aus 

Montréal konsequent umsetzen. Zugleich sollte die Landwirtschaft schrittweise in Richtung eines 

resilienten, ressourcenschonenden und zukunftsfähigen Ernährungssystems weiterentwickelt 

werden. Öffentliche Mittel im künftigen Mehrjährigen Finanzrahmen sollten stärker an 

gesellschaftliche Leistungen der Landwirtschaft gekoppelt werden; Nachhaltigkeitsstandards 

müssen dabei auch für Agrarimporte gelten, damit faire Wettbewerbsbedingungen erhalten 

bleiben. 

 

Auch Luftqualität und Ressourcenschutz sind Teil einer glaubwürdigen europäischen 

Transformationspolitik. Die neue Luftqualitätsrichtlinie ist ein wichtiger Schritt, ihre Umsetzung 

wird aber nur gelingen, wenn Emissionen wirksam an der Quelle reduziert werden und föderale 

Maßnahmen besser europäisch koordiniert werden. 

 

Umwelt- und klimafreundliche Mobilität stärken 

 

Klimafreundliche und barrierefreie Mobilität muss in Stadt und Land gleichermaßen gestärkt 

werden. Ein europaweiter Ausbau des öffentlichen Nah-, und Fernverkehrs, insbesondere auf 

der Schiene, ist hierfür zentral. Europa braucht ein leistungsfähiges (und zuverlässiges) 

grenzüberschreitendes Netz getakteter Schnell-, Nacht- und Regionalzüge, Anreize zum Umstieg 

wie einfacheres verbraucherfreundliches Ticketing und zuverlässige Fahrgastrechte über 

Tarifgrenzen hinweg und den konsequenten Ausbau transeuropäischer Korridore sowie 

Nachtzugverbindungen. Eine gestärkte Europäische Eisenbahnagentur sollte diese 
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Verbesserungen koordinieren und die Umsetzung überwachen. Gerade in Grenzregionen sollten 

ökologische Transformation und europäische Integration zusammenwirken. Die Europäische 

Eisenbahnagentur kann dabei ein wichtiger Hebel für mehr Koordinierung und Umsetzung sein.  

3.3 Digitale und resiliente Zukunft gestalten 

Der gemeinsame Binnenmarkt ist eine Kernerrungenschaft der EU und Garant für wirtschaftliche 

Stabilität, Versorgungssicherheit und politischen Zusammenhalt. Er ist mehr als ein 

Wirtschaftsraum: Seit den Anfängen der europäischen Einigung bildet er eine Grundlage für 

Frieden, Wohlstand und Zusammenarbeit. Vor dem Hintergrund des Draghi-Berichts und 

wachsender geoökonomischer Rivalität ist klar: Der Binnenmarkt muss zur strategischen Priorität 

europäischen Handelns werden und mit sozialer Stabilität, demokratischer Legitimität und 

besserer Governance verbunden werden. Ein freiheitlich-demokratischer Binnenmarkt ist damit 

auch ein Instrument europäischer Handlungsfähigkeit. 

 

Den Binnenmarkt freiheitlich, nachhaltig und demokratisch weiterentwickeln 

 

Offene Märkte, gemeinsame Regeln und faire Wettbewerbsbedingungen schaffen wirtschaftliche 

Dynamik und stärken zugleich soziale Sicherheit und gesellschaftlichen Zusammenhalt. Die 

Vertiefung des Binnenmarkts muss daher ein Kernpunkt europäischer Politik sein. Hemmnisse 

etwa durch regulatorische und administrative Fragmentierungen im Binnenmarkt, im 

grenzüberschreitenden Handel, im Dienstleistungsverkehr und in der 

Arbeitnehmerfreizügigkeit sollten unter Achtung der bestehenden Standards konsequent 

abgebaut werden, ohne bestehende Standards abzusenken. Gerade in Grenzregionen muss der 

Binnenmarkt für Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen im Alltag erfahrbar bleiben. 

Verfahren müssen vereinfacht, Genehmigungen beschleunigt und Verwaltungsprozesse 

digitalisiert werden. 

 

Dabei gilt: Europa braucht keinen Abbau gemeinsamer Standards, sondern deren 

konsequente Funktionsfähigkeit. Gute Regulierung bedeutet nicht weniger Schutz, sondern 

bessere Regeln. Europäische Gesetze müssen klarer, verständlicher und leichter anwendbar sein, 

damit sie Vertrauen schaffen, Innovation ermöglichen und ihre Wirkung im Alltag entfalten. Dabei 

richtet sich der Blick nicht nur nach Brüssel. Ebenso entscheidend ist, dass Mitgliedstaaten 

europäische Vorgaben nicht durch unnötig komplexe staatlich und substaatliche Umsetzung 

zusätzlich belasten. Auch Deutschland trägt hier Verantwortung, europäische Regeln praktikabel, 

kohärent und binnenmarkt-, verbraucher- und beschäftigtenfreundlich umzusetzen. Die größten 

Binnenmarkthemmnisse sollten daher prioritär und unter Achtung der bestehenden 

Standards angegangen werden. Dabei ist jedoch sorgfältig zu prüfen, ob die als „Hemmnisse“ 

eingestuften nationalen Maßnahmen nicht dem Schutz sozialer Rechte, der Verbraucherinnen und 

Verbraucher oder der Umwelt dienen – ist dies der Fall, dürfen sie nicht als Hemmnisse bewertet 

werden. Wer Probleme vorschnell allein „Europa“ zuschreibt, verkennt zudem, dass auch 

außerhalb des Binnenmarkts wirtschaftliche und administrative Reibungen nicht verschwinden, 

sondern häufig neue Hürden entstehen. Ein Ansatz um europaweit bürokratiearm und effizient zu 

werden ist die vorgeschlagene Einführung eines europäischen Rechtsrahmen für Unternehmen 

für Start-Ups durch das sogenannte „28. Regime“ – einer Art EU Inc. Die Gründung von 
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Unternehmen kann so europaweit vereinheitlicht und stark vereinfacht werden und damit die 

Grundlage für agile, innovative und technologieführende Unternehmen aus Europa bilden, die 

auch das nötige Risikokapital anziehen können. Mitbestimmungsrechte sowie Arbeitnehmer- und 

Arbeitnehmerinnenrechte müssen dabei vollständig gewahrt bleiben. 

 

Europäische Souveränität in Schlüsselbereichen stärken  

 

Die EU sollte den Binnenmarkt weiter vertiefen und zugleich ihre digitale und technologische 

Souveränität stärken. Dies erfordert den wirksamen Schutz kritischer Infrastrukturen, größere 

Kontrolle über europäische Daten und die Verringerung strategischer Abhängigkeiten. 

Angesichts externer Einflussnahme, wirtschaftlicher Abhängigkeiten und strategischer Korruption 

ist wirtschaftliche Resilienz zugleich demokratische Selbstverteidigung. Produktivitätswachstum 

ist dabei kein Gegensatz zu sozialer Sicherheit, sondern ihre Voraussetzung – gerade in einer 

alternden Gesellschaft. 

Dazu gehört die Vollendung des digitalen Binnenmarkts ebenso wie der Aufbau leistungsfähiger, 

resilienter und flächendeckender digitaler Infrastrukturen. Notwendig sind 

grenzüberschreitend nutzbare, bürger- und unternehmensfreundliche digitale öffentliche Dienste, 

die von jedem Mitgliedstaat aus zugänglich sind. Der „Interoperable Europe Act“ ist hierfür ein 

wichtiger Schritt. Gute Verwaltung und ein funktionierender digitaler Staat müssen von Anfang an 

europäisch gedacht werden. 

 

Die EU sollte Innovationen in Forschung und Entwicklung europäischer digitaler Dienste und 

Schlüsseltechnologien gezielt vorantreiben und den Technologietransfer zwischen Wissenschaft 

und Wirtschaft verbessern. Dabei sollte sie auch die Standards des Rahmenübereinkommens des 

Europarats über Künstliche Intelligenz, Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 

berücksichtigen, damit technologische Souveränität, Innovation und Grundrechtsschutz von 

Beginn an zusammen gedacht werden. Um technologische Lücken zu schließen und 

Wertschöpfung in Europa zu halten, braucht es Investitionen in Infrastruktur, Innovation und 

Schlüsseltechnologien sowie die Mobilisierung privaten und öffentlichen Kapitals.  

 

Der kommende Mehrjährige Finanzrahmen sollte diese Prioritäten klar abbilden – der EU-

Haushalt ist Strategie in Zahlen. Bestehende Ansätze wie die IPCEIs zu Wasserstoff, Künstlicher 

Intelligenz und Halbleitern sowie die europäische Datenstrategie sollten im Sinne europäischer 

Technologieführerschaft weiter gestärkt werden. Dazu gehört auch ein verlässlicher 

Rechtsrahmen für die wirtschaftliche Nutzung von Daten. Das Gesetz über digitale Märkte ist 

hierbei eine wichtige Ergänzung zum EU-Wettbewerbsrecht; entscheidend ist nun eine 

konsequente und verhältnismäßige Anwendung. Gleichzeitig gilt es, einen Wettbewerb auf 

Augenhöhe unter hohen sozialen und ökologischen Standards zu etablieren. Mit dem Industrial 

Accelerator Act hat die EU einen wichtigen Vorschlag gemacht, um die europäische Souveränität 

zu stärken und aggressiven Dumpingstrategien sowie erratischen Handelspolitiken 

entgegenzuwirken. Diesen gilt es rechtssicher und ohne große Schlupflöcher zügig zu 

verabschieden. 
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Banken- und Kapitalmarktunion vollenden 

 

Mit Blick auf Europas Krisenfestigkeit muss die Wirtschafts- und Währungsunion auf Grundlage 

der Sozialen Marktwirtschaft dauerhaft stabilisiert und weiterentwickelt werden. Dazu gehört 

auch, die Banken- und Kapitalmarktunion mit mehr Entschlossenheit voranzubringen. Eine 

vertiefte Kapitalmarktunion ist geoökonomisch von zentraler Bedeutung: Europa wird seine 

Wettbewerbsfähigkeit, technologische Souveränität und strategische Handlungsfähigkeit nur 

sichern, wenn es deutlich besser gelingt, privates Kapital für Innovation, Infrastruktur, 

Schlüsseltechnologien und industrielle Modernisierung zu mobilisieren. 

 

Gerade in einer Welt wachsender geoökonomischer Rivalität kann es sich Europa nicht leisten, 

Investitionen zu langsam, zu kleinteilig oder zu stark entlang nationaler Grenzen zu organisieren. 

Deshalb braucht es einen leistungsfähigeren europäischen Kapitalmarkt, der 

Zukunftsinvestitionen erleichtert und die wirtschaftliche Resilienz der Union stärkt. 

 

Zugleich darf die Weiterentwicklung der europäischen Finanzmarktarchitektur nicht auf Kosten 

bewährter dezentraler und regional verankerter Bankstrukturen erfolgen. Die Ausgestaltung der 

Bankenunion muss mit unterschiedlichen nationalen Finanzierungsmodellen kompatibel bleiben 

und die wichtige Rolle kleiner, mittlerer und regional verwurzelter Institute für Mittelstand, 

regionale Entwicklung und wirtschaftlichen Zusammenhalt berücksichtigen. Eine klug 

ausgestaltete Banken- und Kapitalmarktunion stärkt bestehende Strukturen, statt sie zu 

verdrängen, und mobilisiert zusätzliches Kapital für Europas ökologische, digitale und industrielle 

Zukunft. 

 

Resilienz in der strategischen Versorgung stärken 

 

Europa muss strategische Abhängigkeiten insbesondere bei kritischen Rohstoffen, Energie, 

Gesundheitsgütern und digitalen Schlüsseltechnologien verringern. Die Verordnung zu kritischen 

Rohstoffen ist ein wichtiger Schritt; nun kommt es auf eine zügige Umsetzung, die Diversifizierung 

von Lieferketten und den Aufbau strategischer Partnerschaften mit verlässlichen Partnerstaaten 

an. In einer geoökonomisch fragmentierten Welt bleibt Offenheit Europas Stärke – allerdings als 

abgesicherte Offenheit, die Resilienz erhöht und Handlungsspielräume erweitert. Dabei sind 

internationale Verpflichtungen wie das Pariser Klimaabkommen verbindlich zu beachten. Auch die 

Versorgungssicherheit mit medizinischen Schutzgütern, Arzneimitteln und Medizintechnik sollte 

verbessert, Forschung und Entwicklung im Gesundheitsbereich gestärkt und die Zusammenarbeit 

in der Gesundheitspolitik verstetigt werden. Vor dem Hintergrund der Klimakrise müssen die 

Mitgliedstaaten zudem die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Katastrophenschutz 

intensivieren.  

3.4 Soziale Gerechtigkeit gestalten 

Europas Zukunft muss gerecht gestaltet werden, um Zusammenhalt, Wohlstand und Vertrauen zu 

sichern. Nur ein Europa, das die Freiheiten des Binnenmarkts mit sozialer Sicherheit, fairen 

Chancen und gesellschaftlichem Ausgleich verbindet, wird dauerhaft Akzeptanz finden. Soziale 
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Gerechtigkeit ist damit nicht nur ein eigenständiges Ziel, sondern auch eine Voraussetzung für die 

demokratische Stabilität und Handlungsfähigkeit Europas.  

 

Sozialen Fortschritt europaweit fördern 

 

Die Europäische Union hat sich in ihren Verträgen der wettbewerbsfähigen sozialen 

Marktwirtschaft verpflichtet und sollte dieses Ziel auf Grundlage der Europäischen Säule sozialer 

Rechte entschlossen weiterverfolgen. Wirtschaftlicher Fortschritt, Wettbewerbsfähigkeit und 

soziale Sicherheit müssen gerade in Zeiten tiefgreifender Transformation gemeinsam gedacht 

werden. 

 

Unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips, der Tarifautonomie, der Rolle der Sozialpartner und 

der vertraglich festgelegten EU-Kompetenzen sollten die EU und ihre Mitgliedstaaten die 

Grundsätze der Europäischen Säule sozialer Rechte schrittweise in konkrete politische und 

gesetzgeberische Maßnahmen überführen. Nur so lassen sich die Ziele der Erklärung von Porto 

von 2021 erreichen: die Verringerung von Ungleichheiten, faire Entlohnung, Armutsreduktion, 

hohe Beschäftigung und bessere Weiterbildungsmöglichkeiten bis 2030. 

 

Zukunft der Arbeit durch sozialen Dialog gestalten 

 

Die EU und ihre Mitgliedstaaten sollten Armut und Arbeitslosigkeit – insbesondere die weiterhin 

hohe Jugendarbeitslosigkeit – durch gezielte europäische Investitionen, eine wirksame 

Umsetzung der Europäischen Kindergarantie sowie weitere ergänzende Maßnahmen bekämpfen. 

Dabei sollten die strukturellen Ursachen von Arbeitslosigkeit vor allem durch nationale 

Arbeitsmarkt- und Bildungsreformen adressiert werden. Die Stärkung der Jugendgarantie weist in 

die richtige Richtung, muss jedoch stärker an Qualität und Perspektiven guter Arbeit ausgerichtet 

werden. 

 

Neue Arbeitsplätze im digitalen und ökologischen Wandel müssen – unabhängig von der 

Beschäftigungsform – soziale Sicherheit und gute Arbeitsbedingungen gewährleisten. Das gilt 

insbesondere für neue Arbeitsformen, bei denen europäische Mindeststandards etwa zu 

Arbeitsschutz, Prävention und fairen Arbeitsbedingungen nicht unterlaufen werden dürfen. Denn 

Investitionen in den Arbeitsschutz und die Prävention dienen nicht nur dem Schutz der 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Gute Arbeitsbedingungen in den Unternehmen tragen auch 

zu der Wettbewerbsfähigkeit und wirtschaftlichen Stärke Europas und Deutschlands bei. Zugleich 

muss die Transformation so gestaltet werden, dass Lebenshaltungskosten nicht 

unverhältnismäßig steigen und die Lasten des Wandels sozial und generationengerecht verteilt 

werden. 

 

Öffentliche Fördermittel sollten daher möglichst an Kriterien guter Arbeit gebunden werden. Dazu 

gehören insbesondere Qualifizierung, Beschäftigungssicherung, verlässliche 

Entwicklungsperspektiven und – wo einschlägig – die Einbindung tariflicher und 

sozialpartnerschaftlicher Strukturen. Soziale Konditionalität darf dabei kein bürokratisches 

Hemmnis werden, sondern sollte Investitionen und Transformation nachvollziehbar und wirksam 

begleiten. 
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Die EU sollte über ihre Kohäsionspolitik, den Fonds für einen gerechten Übergang und den Klima-

Sozialfonds dazu beitragen, den ökologischen Wandel für einkommensschwache Haushalte unter 

stärkerer Beteiligung aller Kommunen als zentrale Umsetzungsebene in ganz Europa 

sozialverträglich zu gestalten, um so auch den Realitäten und Herausforderungen der Territorien 

hinreichend gerecht zu werden. Strukturfonds und Transformationsmittel dürfen dabei nicht 

gegeneinander ausgespielt werden. Beides ist erforderlich, um gleichwertige Lebensverhältnisse, 

Wettbewerbsfähigkeit und gesellschaftlichen Zusammenhalt in Europa zu sichern. 

Förderinstrumente sollten zugleich möglichst beihilferechtskonform und administrativ praktikabel 

ausgestaltet werden, um unnötigen Verwaltungsaufwand zu vermeiden.  

 

Sozialpartnerschaft stärken 

 

Die Gestaltung der Rahmenbedingungen für gute Arbeit sollte stets im Dialog mit den 

Sozialpartnern erfolgen. Wir treten für eine mitbestimmte Arbeitswelt ein, in der Arbeitgebende 

und Beschäftigte die Bedingungen ihrer Arbeit partnerschaftlich gestalten und zugleich im Dialog 

mit dem Staat zum ordnungspolitischen Rahmen beitragen. 

 

Der soziale Dialog und die Sozialpartnerschaft sollten daher auf europäischer Ebene weiter 

gestärkt und institutionell abgesichert werden. Hierzu gehört auch die Stärkung des Instruments 

der Sozialpartnervereinbarung nach Artikel 155 AEUV. Wir begrüßen dessen Wiederbelebung 

und erwarten von der Europäischen Kommission klare und transparente Verfahren im Umgang mit 

Anträgen der Sozialpartner auf Umsetzung solcher Vereinbarungen durch den Rat. Die autonome 

Sozialpartnerschaft auf EU-Ebene kann nur dann dauerhaft gestärkt werden, wenn ihre 

Ergebnisse politisch ernst genommen und verlässlich umgesetzt werden. 


